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1 Einführung 

1.1 Anlass  

Nicht privilegierte aber verfahrensfreie bauliche Anlagen im Außenbereich stellen in 

der Gemeinde Eningen unter Achalm ein zunehmendes Problem dar, das künftig von 

Gemeindeseite aus stärker reglementiert werden soll. Es handelt sich um ein Prob-

lem, das sich über Jahrzehnte entwickelt hat. Die in der Landesbauordnung in § 50 

genannten verfahrensfreien Anlagen, wie beispielsweise Geschirrhütten, bedürfen 

zwar keines Baugenehmigungs- oder Kenntnisgabeverfahrens, eine Prüfung, ob diese 

Anlagen mit öffentlich-rechtlichen Vorschriften übereinstimmen, ist dennoch erforder-

lich. Zukünftig bietet der Teillandschaftsplan, der auf einer fundierten Landschaftsana-

lyse und Bewertung basiert, einen einheitlichen Bewertungsmaßstab zur Beurteilung, 

inwieweit öffentliche Belange durch die Errichtung von Geschirrhütten mit maximal 20 

m³ umbauten Raum beeinträchtigt sind. 

Die Gemeinde verfügt bereits über einen Landschaftsplan als Mitglied des Nachbar-

schaftsverbandes Reutlingen-Tübingen (NBV) aus dem Jahr 1997. Dieser Land-

schaftsplan, der aufgrund der Maßstabsebene des Flächennutzungsplans für den 

NBV entsprechend grob gehalten ist, soll als Grundlage für den thematischen Teil-

landschaftsplan Eningen unter Achalm dienen. 

1.2 Zielsetzung 

Ziel ist die Schaffung einer Gesamtübersicht und Interpretationshilfe des § 50 Abs. 5 

LBO. Dort heißt es, dass verfahrensfreie Vorhaben (Geschirrhütten) den öffentlich-

rechtlichen Bestimmungen entsprechen müssen.  

Diese öffentlich-rechtlichen Bestimmungen umfassen die Ziele des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege, die sich in Schutzvorschriften, Rechtsverordnungen, Pla-

nungszielen und Vorrangflächen auswirken. Eine Vielzahl von Schutzvorschriften, 

Rechtsverordnungen, Planungszielen und Vorrangflächen liegen auf der Markungsflä-

che neben und übereinander. Sie beeinflussen und verstärken sich gegenseitig. Auf-

grund solcher Schutzvorschriften mögen öffentlich-rechtliche Belange mehr oder we-

niger stark beeinträchtigt sein. Dies wird in vorliegendem Teillandschaftsplan in Form 

einer sogenannten Raumwiderstandskarte (Karte 3) aufgezeigt. Je mehr öffentlich-

rechtliche Belange beeinträchtigt sind, desto höher ist der Raumwiderstand. Die Un-

zulässigkeit einzelner Vorhaben ergibt sich aus der Beeinträchtigung der öffentlich-

rechtlichen Belange. Die Raumwiderstandskarte fasst deren Wirkung optisch in einer 

Karte zusammen. 

Die Raumwiderstandskarte soll der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehörde 

die erforderliche Einzelfallprüfung bei geplanten Geschirrhütten und das Einschreiten 

bei illegal errichteten Kleinbauten im Außenbereich erleichtern. Auch dem Bauwilligen 

soll sie einen Anhaltspunkt geben, wo eine Anlage einer Geschirrhütte möglich sein 

könnte und wo er mit einem Einschreiten der Behörde rechnen muss. 
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1.3 Rechtliche Grundlagen 

1.3.1 Der Landschaftsplan als geeignetes Planungsinstrument 

Aufgrund der gesetzlichen Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung ist auf Ge-

meindeebene der Landschaftsplan das geeignete Werkzeug, um die öffentlich-

rechtlichen Bestimmungen (vgl. § 50 Abs. 5 LBO) darzustellen und somit eine Ge-

samtübersicht und Interpretationshilfe bei geplanten verfahrensfreien Vorhaben (Ge-

schirrhütten) zu schaffen. Da vermehrt Eigentümer von Außenbereichsgrundstücken 

unter Hinweis auf die Verfahrensfreiheit von Geschirrhütten/Geräteschuppen mit 

max. 20 m³ ebendiese aufstellen wollen, erwartet die Gemeinde Eningen unter  

Achalm negative Veränderungen in der Landschaft. 

Eine Fortschreibung des Landschaftsplans ist auch als Teilplan möglich. 

§ 9 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt die Aufgaben und Inhalte der Land-

schaftsplanung: 

(1) Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege für den jeweiligen Planungsraum zu konkretisieren und die Erfor-

dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele auch für die Planungen 

und Verwaltungsverfahren aufzuzeigen, deren Entscheidungen sich auf Natur und 

Landschaft im Planungsraum auswirken können. 

[...] 

(3) Die Pläne sollen Angaben enthalten über 

[...] 

4. die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 

a) zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeinträchtigungen 

von Natur und Landschaft, 

b) zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft im Sinne des Kapitels 

4 sowie der Biotope, Lebensgemeinschaften und Lebensstätten der Tiere und 

Pflanzen wild lebender Arten, 

[...] 

e) zum Schutz, zur Qualitätsverbesserung und zur Regeneration von Böden, 

Gewässern, Luft und Klima, 

f) zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit [Hinweis 

des Verfassers: betrifft das „Landschaftsbild“] sowie des Erholungswertes von 

Natur und Landschaft, 

g) zur Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten und unbe-

siedelten Bereich. 

(4) Die Landschaftsplanung ist fortzuschreiben, sobald und soweit dies [...] erforder-

lich ist, insbesondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im 

Planungsraum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. Die Fortschreibung 

kann als sachlicher oder räumlicher Teilplan erfolgen, sofern die Umstände, die die 

Fortschreibung begründen, sachlich oder räumlich begrenzt sind. 

[...] 
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§ 11 BNatSchG enthält Regelungen zu Landschaftsplänen: 

(1) Die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden auf der Grundlage der Land-

schaftsrahmenpläne für die Gebiete der Gemeinden in Landschaftsplänen, für Teile 

eines Gemeindegebiets in Grünordnungsplänen dargestellt. Die Ziele der Raumord-

nung sind zu beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumord-

nung sind zu berücksichtigen. [...] 

(2) Landschaftspläne sind aufzustellen, sobald und soweit dies im Hinblick auf Erfor-

dernisse und Maßnahmen im Sinne des § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich 

ist, insbesondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im 

Planungsraum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. [...] 

[...] 

(5) Die Zuständigkeit und das Verfahren zur Aufstellung der Landschaftspläne und 

Grünordnungspläne sowie deren Durchführung richten sich nach Landesrecht. 

Somit regelt § 18 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG) das Verfahren 

(auch nach Inkrafttreten des neuen BNatSchG m. W. v. 01.03.2010): Die Land-

schaftspläne werden von den Trägern der Bauleitplanung im Benehmen mit der unte-

ren Naturschutzbehörde aufgestellt.  

Hinweis: Ein vollständiger Gesetzesauszug der relevanten Paragraphen findet sich in 

der Anlage. 

1.4 Rechtliche Grundlagen für das Bauen im Außenbereich 

Das Baugesetzbuch regelt in § 35 das Bauen im Außenbereich. Demnach sind land- 

oder forstwirtschaftliche Betriebe privilegiert. Sonstige private Vorhaben (z. B. Ge-

schirrhütten) können im Einzelfall zugelassen werden, wenn sie öffentliche Belange 

nicht beeinträchtigen. Eine solche Beeinträchtigung liegt insbesondere vor, wenn das 

Vorhaben dem Flächennutzungsplan oder dem Landschaftsplan widerspricht. Wei-

tere öffentliche Belange sind u. a. die Belange des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, Bodenschutz, Schutz des Orts- und Landschaftsbilds (§ 35 Abs. 3 

BauGB). Dies ist für den Einzelfall auch für geplante Geschirrhütten zu prüfen. 

Auf Landesebene (Baden-Württemberg) ist die Landesbauordnung (LBO) zu beach-

ten. Nach § 50 LBO sind Geschirrhütten im Außenbereich grundsätzlich verfahrens-

frei, müssen aber den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Dies ist 

grundsätzlich für den Einzelfall durch die Gemeindeverwaltung, ggf. auch durch die 

untere Naturschutzbehörde, zu prüfen. Geschirrhütten sind Gebäude ohne Aufent-

haltsräume, Toiletten oder Feuerstätten im Außenbereich bis max. 20 m³ Brutto-

Rauminhalt (Ziffer 1a der Anlage zu § 50 Abs. 1 LBO). 

Für verfahrensfreie Geschirrhütten regelt § 17 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG), dass in diesem Fall eine Genehmigung der für Naturschutz und Land-

schaftspflege zuständigen Behörde erforderlich ist. 

Verfahren: Erst nachdem die Einzelfallprüfung für z. B. eine geplante Geschirrhütte 

ergibt, dass die öffentlichen Belange und die öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
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beeinträchtigt werden, kann entschieden werden, ob das Vorhaben eines Baugeneh-

migungsverfahrens nach BauGB erfordert oder ob das Vorhaben verfahrensfrei nach 

LBO ist. Bei verfahrensfreien Vorhaben ist dann eine Genehmigung gem. BNatSchG 

erforderlich. 

Wochenendhäuser, Gartenhäuser und Gartenlauben sind nur in speziell dafür ausge-

wiesenen Gebieten zulässig (Anhang zu § 50 Abs. 1 LBO). Auf Gemarkung Eningen 

unter Achalm wurden dafür mehrere Gartenhausgebiete als Sondergebiete ausge-

wiesen. In Schutzgebieten sind Geschirrhütten und andere bauliche Anlagen in der 

Regel verboten bzw. müssen im Einzelfall auf ihre Verträglichkeit mit den Schutzzie-

len geprüft werden. 

1.5 Rechtliche und planerische Vorgaben 

1.5.1 Gesetze, Verordnungen 

 Richtlinie des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der wildlebenden 
Tiere und Pflanzen. FFH-Richtlinie (92/43/EWG) vom 21.05.1992 

 Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten 
(79/409/EWG). Vogelschutz-Richtlinie 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) 

 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), m. W. v. 01.03.2010 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29. Juli  2009 (BGBl. I S. 2542), m. W. v. 01. März 2010 

 Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und über die Erholungsvorsor-
ge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz Baden-Württemberg – NatSchG) vom 
13.12.2005 (GBl. vom 16.12.2005, Nr. 18), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2009 (GBl. S. 809) – Teilweise außer Kraft mit Inkrafttretung des 
neuen BNatSchG 

 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.01.2005 (GBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 
2009 (GBl. Nr. 14, S. 363) – Teilweise außer Kraft mit Inkrafttretung des neuen WHG 

 Landesplanungsgesetz (LplG) in der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBl. S. 385), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 4. Mai 2009 (GBl. S. 185) 

 Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO)  vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 
358) in Kraft getreten am 1. März 2010 

 Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum über das Biosphären-
gebiet „Schwäbische Alb“ vom 31. Januar 2008 

 Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von 
Europäischen Vogelschutzgebieten (VSG-VO) vom 5. Februar 2010 

1.5.2 Kommunale Satzungen 

 Rechtsverordnung der Gemeinde Eningen u. A. über die Festsetzung von Gewässer-
randstreifen im Innenbereich 

1.5.3 Fachplanungen/Gutachten/Sonstige 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

 Regionalplan Neckar-Alb 1993 

 Regionalplan Neckar-Alb – Entwurf 2007, Satzungsbeschluss 2009 

 Nachbarschaftsverband Reutlingen – Tübingen Flächennutzungsplan Neudruck 1993 

 Nachbarschaftsverband Reutlingen – Tübingen Landschaftsplan 1997 (Pustal)  

 Bauvorschriften für den Außenbereich, Entwurfsstand, Gemeinde Eningen unter Achalm 
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1.6 Methodik 

1. Auswertung bestehender Restriktionen: Regionalplanerische Vorgaben und Ziele, 

Schutzgebietsverordnungen 

2. Analyse und Bewertung des Schutzguts Landschaftsbild als für die Thematik vor-

rangig relevantes Schutzgut, Definition der Bewertungskriterien 

3. Luftbildanalyse und Kartierung im Gelände 

4. Ausarbeitung von Beurteilungsempfehlungen, Formulierung von Qualitätszielen, 

Leitbildern und Maßnahmenkonzepten 

5. Erstellung des Planwerks:  

Karte 1: Schutzgebiete  

Karte 2: Landschaftsbewertung  

Karte 3: Dreistufige Raumwiderstandskarte  

1.7 Der Planungsraum 

Der Planungsraum umfasst die gesamte Gemarkung Eningen unter Achalm. Da die 

hier zu bearbeitende Problematik nicht im gesamten Gemeindegebiet gleichermaßen 

auftritt, beschränkt sich der Teillandschaftsplan auf ausgewählte Schwerpunktberei-

che. Nicht einbezogen sind Wald- und Siedlungsflächen. Ebenfalls nicht einbezogen 

sind die Hochflächen der Alb, da hier die zu bearbeitende Problematik nicht auftritt. 

Die übrigen hier zu untersuchenden „Landwirtschaftsflächen“ untergliedern sich in 

sensiblere und weniger sensible Bereiche. 

  

2 Bestandsaufnahme und Bewertung 

2.1 Räumliche und örtliche Situation 

Scheunen, Schuppen, Geschirrhütten, Wochenendhäuser und auch Bauwagen im 

Außenbereich nimmt die Gemeinde Eningen unter Achalm als ein zunehmendes Pro-

blem wahr. Dieses Problem hat sich über Jahrzehnte entwickelt.  

Neben den Geräteschuppen fanden Scheunen, Schuppen, Gartenhäuser und Wo-

chenendhäuser Eingang in die Bestandsaufnahme und Bewertung, weil diese Gebäu-

detypen im Außenbereich als Bestand existieren und weil die bestehenden Gebäude 

natürlich durch ihre Existenz Einfluss auf ihre Umgebung haben. Scheunen und 

Schuppen gehören planungsrechtlich zum Regelkreis des § 35 Abs. 1 BauGB. Haupt-

problemkreis sind die Geschirrhütten/Geräteschuppen mit bis zu 20 m³ umbauten 

Raum, die von vielen Baumärkten als verfahrens- oder genehmigungsfrei beworben 

werden. Wochenendhäuser sind auf der Markungsfläche zu finden und stammen oft 

aus den 50er und frühen 60er Jahren. Auf der Markung Eningen unter Achalm sind 

vier Bauwägen als „bauliche Anlagen" bekannt und als Einrichtungen der Jugendar-

beit geduldet. In der Regel werden sonstige Aufsteller von Bauwagen aufgefordert, 

diese zu entfernen. 

Der Siedlungsbereich von Eningen unter Achalm liegt im Talkessel des Leinsbachs. 

Die Gewerbeflächen liegen im Süden des Orts im Arbachtal. Die Gemeinde ist umge-
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ben von den Braunjurahöhen um das Rangenbergle im Norden, im Westen von der 

Achalm und im Osten und Süden vom bewaldeten Albtrauf. Im oberen Arbachtal liegt 

das Talgut Lindenhof umgeben von größeren Ackerflächen. Auch das Gewann Hof im 

Nordwesten der Gemarkung bietet fruchtbare Böden, die landwirtschaftlich als Acker-

flächen genutzt werden. Die Unterhänge der Achalm und des Albtraufs sind insge-

samt sehr strukturreich: Waldränder, ausgedehnte Streuobstflächen, Hecken und ma-

gere Wiesen (sog. mageren Flachland-Mähwiesen). Diese Bereiche liegen in der 

Regel in Schutzgebieten. Sie dienen der ortsnahen Erholung und sind touristische 

Wander- und Ausflugsziele. Die landschaftliche Schönheit, Eigenart und Vielfältigkeit 

der Landschaft bedingen die hohe Wertigkeit für die Erholung in diesen Bereichen.  

An den Unterhängen der Achalm, im Gewann Betzenried bis zum Schönen Weg  

weist der Landschaftsplan (Pustal 1997) eine historische Kulturlandschaft mit hoher 

Bedeutung aus. Dies zeigt auch die gewachsene Nutzung der Kleingärten in diesem 

Bereich. Zwei Gartenhausgebiete wurden hier bereits ausgewiesen: „Merat“ (8,0 ha) 

und „Loschenhalde“ (13,5 ha). 

Auch das Gartenhausgebiet „Hackenbühl“ (11,5 ha) im Süden der Gemarkung an den 

Unterhängen des Urselbergs wurde ausgewiesen, sowie im Obtal die beiden Garten-

hausgebiete (0,55 ha und 1,0 ha (Kleintierzüchter)). In der direkten Umgebung dieser 

ausgewiesenen Gartenhausgebiete ist jeweils eine starke Beeinträchtigung durch un-

geregelte Folgenutzungen wie Schuppen, Geschirrhütten etc. zu beobachten. Teilwei-

se liegen diese auch im Bereich der Gewässerrandstreifen des Arbachs und des Ren-

nenbachs. 
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2.2 Nutzungen und ihre Auswirkungen auf Naturhaushalt und Land-
schaftsbild 

Die Errichtung von Geschirrhütten geht oft mit einer Freizeitnutzung einher, Schau-

keln, Grillstellen etc. werden errichtet oder die Grundstücke werden eingezäunt. Dies 

führt zu einer teilweise starken Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. Eine oft in-

tensive Pflege (z. B. sehr häufiger Einsatz von Rasenmäher) führt in diesen Fällen 

auch zu einer Beeinträchtigung von Pflanzen und Tieren, insb. im Zusammenhang mit 

intensiver Freizeitnutzung. 

 

Abbildung 2.1: Starke Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch nicht privilegierte bauliche 

Anlagen und Ablagerungen im Außenbereich  

 

 

Abbildung 2.2: Eingezäunte und intensiv genutzte Grundstücke im Außenbereich nördlich des 

Gartenhausgebiets Loschenhalde und im Arbachtal 

 

Die Errichtung solcher baulicher Anlagen ist im Außenbereich grundsätzlich verboten. 
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2.3 Teillandschaftsräume 

Die Teilräume sind in Karte 2 dargestellt. 

Teilräume gemäß Land-
schaftsplan 

Kurzbeschreibung Beeinträchti-
gung 

Nr. Bezeichnung   

1 Albhochfläche Es besteht auf der Albhochfläche keine Problematik hin-
sichtlich nicht privilegierten privaten Vorhaben im Außenbe-
reich. 

--- 

2 Albtrauf Waldflächen 

Es besteht keine Problematik. 

--- 

9 Unterhänge   

9.1 Unterhang Urselberg Strukturreiches Gebiet am Unterhang Urselberg mit Streu-
obst, Hecken, Wiesen. Im Übergangsbereich zum Arbachtal 
Ackerflächen. Bestehendes Gartenhausgebiet Hackenbühl.  

In der Umgebung zum Gartenhausgebiet Hackenbühl be-
steht eine hohe Beeinträchtigung durch private Gartenhäus-
le und private Freizeitanlagen. 

Teilw. hoch 

9.2 Unterhänge Ursel-
hochberg 

Die Flächen sind insb. im Bereich des Talguts Lindenhof 
großflächig landwirtschaftlich genutzt. 

Es bestehen keine – sehr geringe Beeinträchtigungen.  

Keine 

9.3 Fallbach Talbereich des Fallbachs inkl. Gewässerrandstreifen. 

Insb. im nördlichen Bereich bestehen Beeinträchtigungen. 

Teilw. hoch 

9.4 Fallenbächle Talbereich des Fallenbächles inkl. Gewässerrandstreifen. 

Keine Beeinträchtigungen 

Keine 

10 Arbachtal  Talbereich des Arbachs inkl. Gewässerrandstreifen. 

Hohe Beeinträchtigungen insb. auf Höhe des Gartenhaus-
gebiets Hackenbühl  

Teilw. hoch 

11 Unterhänge   

11.1 Unterhang            
Gutenberg 

Zwischen den Wäldern des Albtraufs und der Siedlung ge-
legene Streuobstwiesen und landwirtschaftlich genutzte 
Wiesen/Weiden. Aussiedlerhof Rall.  

Mittlere Beeinträchtigung nördlich der Umgehungsstraße 
durch zerstreute Schuppen, Scheunen etc in den Streu-
obstwiesen. Mittlere – hohe Beeinträchtigung südlich der 
Umgehungsstraße durch Schuppen, Geschirrhütten, Abla-
gerungen. Geringe Beeinträchtigung durch Gartenhäusle im 
Bereich Glemser Weg. 

Teilw. mittel 
bis hoch 

11.2 Rennenbach / Obtal Der Rennenbach zieht sich als grünes Band bis in den Sied-
lungsbereich hinein. Am Albtrauf befinden sich die Sportan-
lagen und das Freibad von Eningen unter Achalm.  

Aufgrund der erhöhten Freizeitnutzung in diesem Bereich 
wurden die beiden Gartenhausgebiete (Kleintierzüchter) 
ausgewiesen. Im Westen der Gartenhausgebiete bestehen 
mehrere Geschirr- und Gartenhäuser mit Freizeitnutzung 
innerhalb des Gewässerrandstreifens: hohe Beeinträchti-
gung. 

Teilw. hoch 

11.3 Unterhang Geißberg Strukturreiches Gebiet mit Streuobst und Magerwiesen.  

Keine – geringe Beeinträchtigungen durch Hütten etc. 

Keine 

11.4 Gäßlesbach/Bürzlen Enges Tal, das am Albtrauf entspringt, mit vielen Gehölzen. 

Mittlere Beeinträchtigung unterhalb des Wanderheims und 
des Wanderparkplatzes. 

Mittel 
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11.5 Unterhänge         
Drackenberg 

Strukturreiche Flächen zwischen Wäldern des Dracken-
bergs und der Siedlung: Streuobst, Hecken, Wiesen.  

Am Waldrand befinden sich zahlreiche, teilweise eingezäun-
te Grundstücke mit Geschirrhütten, Bienenständen: hohe 
Beeinträchtigung. Im mittleren, flacheren Bereich des Teil-
raums innerhalb der Streuobstflächen befinden sich zer-
streut mehrere Schuppen, Scheunen (Bereich Bruckbach): 
mittlere Beeinträchtigung. 

Hoch (Wald-
rand), mittel 
(Bruckbach) 

11.6 Ackerfläche unter-
halb Drackenberg 
zwischen Dracken-
berg-Hänge und    
Arbachtal 

Großflächig landwirtschaftlich genutzte Flächen unterhalb 
des Drackenbergs im Arbachtal: Ackerflächen, Wiesen, ver-
streut Hecken und Streuobst.  

Keine – geringe Beeinträchtigung aufgrund der landwirt-
schaftlichen Nutzung. 

Keine 

12 Hof-Ebene mit Ran-
genbergle 

  

12.1 Hof-Ebene Ackerflächen der Hof-Ebene.  

Keine Schuppen, Scheunen etc. 

Keine 

12.2 Heiliger Weg/  
Franzosenplätze 

Bereich zwischen der Erddeponie, Aussiedlerhof Sautter, 
Aussiedlerhof Häßler, Franzosenplätze unterhalb des Ran-
genbergles.  

Insb. im Bereich Franzosenplätze unterhalb des Aussiedler-
hofs Häßler befinden sich eingezäunte Freizeitgrundstücke 
mit Gartenhäusle und Freizeitanlagen sowie Kleingärten. 

Mittel 

12.3 Rangenbergle Bewaldetes Rangenbergle mit Waldrand.  

Kleingärten beim Wanderparkplatz: geringe Beeinträchti-
gung. 

Gering 

12.4 Hinter Rangen Wiesen und Weiden nördlich des Rangenbergles, landwirt-
schaftlich genutzte Flächen nördlich der K 6714, Baum-
schulflächen.  

Keine bis geringe Beeinträchtigung durch Scheunen und 
Schuppen. 

Keine 

13 Achalm Unterhang der Achalm, Schutzgebiet: Magerrasen.  

Keine Beeinträchtigungen.  

Keine 

14 Unterhänge Achalm   

14.1 An der Achalm / 
NSG Wagenhals 

Unterhang der Achalm, Naturschutzgebiet und Gewann Ob 
dem Burgtal. Strukturreich: Streuobst, Hecken, Gehölzgrup-
pen. 

Geringe Beeinträchtigungen aufgrund der guten Durchgrü-
nung. Gewann Hörnle: grenzt direkt an die Siedlung an: ei-
nige Geschirrhütten und Gartenhäusle mit Freizeitnutzung: 
mittlere Beeinträchtigung. 

Gering, teilw. 
mittel (Hörnle)

14.2 Merat/Loschenhalde Bestehendes Gartenhausgebiet und angrenzende Flächen, 
die sich nicht wesentlich davon unterscheiden. Liegt in ei-
nem Talbereich, die Grundstücke sind stark bewachsen, 
Gehölzgruppen, Hecken, Obstbäume.  

Durch bestehendes Gartenhausgebiet und gute Einbindung 
durch Gehölze besteht eine geringe Beeinträchtigung. 

Gering 

14.3 Schöner Weg Zwischen Siedlung und Reutlinger Straße bestehende Frei-
zeitgrundstücke. Diese sind meist eingezäunt mit Hütte und 
teilw. Freizeitanlagen. Es besteht eine gute Eingrünung (He-
cken, Baumgruppen, Obstgehölze).  

Durch die ortsnahe Lage zwischen Siedlung und Reutlinger 
Weg bzw. Gewerbe im Süden besteht eine geringe Beein-
trächtigung. 

Gering 

15 Stettert (Wald) Waldflächen --- 
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2.4 Schutzgebiete  

Folgende Schutzgebiet kommen auf Gemarkung Eningen unter Achalm vor: 

Schutzgebiet Relevante Vorschriften für nicht privilegierte Vorhaben im 
Außenbereich 

FFH-Gebiet (Natura 2000-Gebiet) Die Schutzziele des FFH-Gebiets sowie der günstige Erhaltungs-
zustand der Lebensraumtypen und der geschützten Arten dürfen 
nicht beeinträchtigt werden.  

Mögliche Beeinträchtigungen durch Scheunen, Schuppen, Ge-
schirrhütten, Wochenendhäuser:  

Lebensraumtyp Magere Flachland-Mähwiese: Durch Überbauung 
geht diese kleinflächig verloren. Dies stellt erst ein Problem bei 
einer Häufung von Vorhaben dar. Es muss geklärt werden, ab 
wann der günstige Erhaltungszustand bzw. die Erhaltungsziele 
beeinträchtigt werden. 

EU-Vogelschutzgebiet (Natura 2000-
Gebiet) 

Die Abgrenzung der Vogelschutzgebiete wurde 2007 an die Euro-
päische Kommission gemeldet. Eine notwendige Verordnung für 
die Unterschutzstellung befindet sich noch in der Aufstellung. Bis 
zur Verabschiedung der Verordnung besteht innerhalb der Vogel-
schutzgebiete ein generelles Störungs- und Beeinträchtigungs-
verbot.  

Naturschutzgebiet „Wagenhals“ Errichtung baulicher Anlagen ist verboten. 

Naturschutzgebiet „Wendelstein“ Errichtung baulicher Anlagen ist verboten. 

Landschaftsschutzgebiet  
„Achalm“ 

Errichtung baulicher Anlagen ist verboten. 

Landschaftsschutzgebiet „Reutlinger 
und Uracher Alb“ 

Bauliche Anlagen bedürfen einer Erlaubnis und sind nur zulässig, 
wenn sie den Schutzzweck nicht beeinträchtigen 

Biosphärengebiet: Pflegezone Handlungen, die das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne 
seiner Bestandteile zerstören, beschädigen, nachhaltig stören ... 
sind verboten (§ 5 Abs. 2). Sonstige [bauliche] Anlagen können 
zugelassen werden, wenn sie der Bewirtschaftung von Flächen in 
der Pflegezone dienen (§ 5 Abs. 5). Bauliche und sonstige Anla-
gen, die nicht der Bewirtschaftung der Fläche oder der Jagd die-
nen, bedürfen einer Erlaubnis, die zu erteilen ist, wenn die 
Schutzzwecke des Biosphärengebiets nicht beeinträchtigt werden 
(§ 10 Abs. 3). 

2.5 Regionalplanerische Vorgaben 

Bedeutung der Regionalplanung für nicht privilegierte Vorhaben im Außenbereich (es liegt 

der Satzungsbeschluss 2009 zugrunde): 

Regionale Freiraumstruktur  Regionalplanerische Vorgabe 

Regionale Grünzüge, die als Vor-
ranggebiete festgelegt sind 

Raumbedeutsame Nutzungen sind ausgeschlossen, eine Sied-
lungstätigkeit ist zu vermeiden. 

Regionale Grünzüge, die als Vorbe-
haltsgebiete festgelegt sind 

Eine sorgfältige Abwägung mit anderen Nutzungen ist erforderlich

Vorranggebiet für Naturschutz und 
Landschaftspflege 

Verträgliche Nutzungen sind möglich, im Konfliktfall ist dem Na-
turschutz und der Landschaftspflege Vorrang einzuräumen 

Vorranggebiet für Naturschutz und 
Landschaftspflege im Biosphärenge-
biet 

Regelungen des Biosphärengebiets sind zu beachten 

Vorranggebiet für Landwirtschaft Verträgliche Nutzungen sind möglich, im Konfliktfall ist der Land-
wirtschaft Vorrang einzuräumen 
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3 Raumwiderstand 

3.1 Raumwiderstand für die Gemeinde Eningen unter Achalm 

Der Raumwiderstand erfolgt in drei Stufen. Berücksichtigt werden dabei: 

 Gesetzliche Vorgaben (§ 35 BauGB, § 50 LBO, § 1, 2 BNatSchG, § 68b WG) 

 Schutzzweck der Schutzgebiete 

 Ziele der Regionalplanung inkl. der darin festgeschriebenen „exakteren Ab-

grenzung“  

 Bestehende bauliche Anlagen unter Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf 

das Landschaftsbild (Beeinträchtigungen/Kartierung) 

 Landschaftsplan: Flächen mit besonderer Bedeutung für Arten und Biotope, 

das Landschaftsbild sowie Kaltluftabflussbahnen 

Erläuterungen zur nachfolgenden Tabelle  

Bedeutung des Bestandsschutzes 

 Gebäude, die in der Vergangenheit zulässigerweise errichtet worden sind 

(Gestattung, Zustimmung, Bauerlaubnis) genießen Bestandsschutz. 

 Dieser Bestandsschutz besteht, solange das Gebäude besteht und nicht be-

seitigt wird. 

 Gebäude, die über Jahrzehnte geduldet worden sind, werden auch weiterhin 

geduldet. 

(Diese Interpretation zielt auf die Handhabung des sog. Kleinbautenerlass des 

Innenministeriums vom 21.11.1978. Nach jahrelanger Unsicherheit scheint 

der Vollzug von Maßnahmen gegen Kleinbauten ausgesetzt worden zu sein, 

sofern naturschützerische Belange nicht erheblich beeinträchtigt waren. Mit 

der Änderung der Landesbauordnung im Dez. 1990 wurde die Genehmi-

gungsfreigrenze von 15 m³ auf 20 m³ angehoben. Aber auch damals sah das 

Gesetz vor, dass genehmigungsfreie Vorhaben den öffentlich-rechtlichen Be-

stimmungen entsprechen müssen.) 

 Zukünftig wird die Beseitigung derjenigen Gebäude, die nicht legal in der gel-

ben und der roten Zone errichtet wurden, betrieben. 

 In den grün markierten Gebieten mit sehr starken Vorbelastungen und mit 

Ähnlichkeit mit Gartenhausgebieten sowie in Bereichen, die das Landschafts-

bild durch vorhandenen dichten Baumbestand kaum beeinträchtigen, wird Be-

standsschutz empfohlen. Die Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde 

wird nach Abschluss des Verfahrens als bestehend angenommen. Bei Neuzu-

lassungen in sensibleren Bereichen wird die untere Naturschutzbehörde an-

gehört. Ansonsten entscheidet die Gemeinde. 
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Die drei Raumwiderstandskarten sind folgendermaßen definiert: 

Raumwider-
standsstufen  

Raumwiderstandsstufe um-
fasst folgende Flächen 

Rechtsfolgen Zulässige bauliche Anlage 

Stufe 1  Natura 2000-Gebiete (FFH- 
und EU-Vogelschutzgebiete) 

 Naturschutzgebiete 

 Landschaftsschutzgebiete 

 Gewässerrandstreifen  

 Vorranggebiete im Regiona-
len Grünzug 

 Biosphärengebiet-
Pflegezone 

 Geplante Landschaftsschutz-
gebiete (s. Landschaftsplan) 

 Hochwertige Bereiche gem. 
Landschaftsplan 

 Kaltluftabflussbahnen (insb. 
Arbachtal) 

 Pufferflächen 

Starke Beeinträchtigung der 
öffentlich-rechtlichen Belan-
ge: 

 Bestandsschutz für geneh-
migte und geduldete Ge-
schirrhütten/Geräteschuppen 
bis 20 m³ 

 Verbot von Neubauten  

 Soweit möglich, vorhandene 
ungenehmigte Anlagen ent-
fernen 

 Bestandsschutz für Ge-
schirrhütten/Geräte-
schuppen bis 20 m³  

 Keine Bauwagen (da diese 
für Freizeitnutzung sind) 

Hinweis: Mit einem Abriss er-
lischt der Bestandsschutz 

Stufe 2  Flächen innerhalb Schutz-
gebieten mit Vorbelastungen 
durch einzelne vorhandene 
bauliche Anlagen und  

 Flächen außerhalb Schutz-
gebieten ohne oder mit ge-
ringer Vorbelastung 

Mittlere Beeinträchtigung der 
öffentlich-rechtlichen Belan-
ge: 

 Bestandsschutz für ge-
nehmigte und geduldete Ge-
schirrhütten/Geräteschuppen 
bis 20 m³  

 Einzelfallprüfung: 
Neubauten nur mit Zustim-
mung der unteren Natur-
schutzbehörde und/oder der 
Raumordnungsbehörde 
1. Einzelfallprüfung unter Be-
rücksichtigung der Raumwi-
derstandskarte 
2. Landschaftsbewertung 
Prüfung der Verträglichkeit 

 Soweit möglich, vorhandene 
ungenehmigte Anlagen ent-
fernen 

 Geschirrhütten/Geräte-
schuppen bis 20 m³ 

 Max. eine bauliche Anlage 
pro Grundstück bzw. wirt-
schaftliche Einheit 

 Keine Bauwagen (da diese 
für Freizeitnutzung sind) 

Hinweis: Mit einem Abriss er-
lischt der Bestandsschutz 

Stufe 3 Flächen außerhalb von Schutz-
gebieten 

 in ortsnaher Lage oder 

 mit mittleren bis starken Vor-
belastungen 

Geringe Beeinträchtigung der 
öffentlich-rechtlichen Belan-
ge: 

 Bestandsschutz für geneh-
migte und geduldete Geräte-
schuppen/Geräteschuppen 
bis 20 m³ 

 Neubauten nur mit Zustim-
mung der unteren Bau-
rechtsbehörde. Die Zustim-
mung der unteren 
Naturschutzbehörde wurde 
im Zuge des Beteiligungsver-
fahrens für die Raumwider-
standskarte eingeholt. 

 Geschirrhütten/Geräte-
schuppen bis 20 m³ 

 Max. eine bauliche Anlage 
pro Grundstück bzw. wirt-
schaftliche Einheit 

 Keine Bauwagen (da diese 
für Freizeitnutzung sind) 

Hinweis: Mit einem Abriss er-
lischt der Bestandsschutz 
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Abbildung 3.1: Schema der Prüfschritte 
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4 Allgemeine Gestaltungsregeln für Geschirrhütten im Au-
ßenbereich 
Geschirrhütten dienen der Unterbringung von Geräten zur Bewirtschaftung eines 

Grundstücks. Zur Berücksichtigung der Verträglichkeit mit dem Landschaftsbild und 

Naturhaushalt, den Schutzzwecken innerhalb Schutzgebieten und den Zielen der Re-

gionalplanung ist bei der Neuzulassungen von Geschirrhütten im Außenbereich fol-

gendes zu beachten: 

 Umbauter Raum max. 20 m³, Dachraum und Gebäudesockel sind voll anzu-

rechnen 

 Kein Aufenthaltsraum, keine Freizeitnutzung, keine Einzäunung 

 Pro Grundstück bzw. wirtschaftlicher Einheit darf nur eine Geschirrhütte er-

richtet werden 

 Einfache Holzbauweise 

 Senkrechte Holzverschalung, sägerau, vorzugsweise naturbelassen oder mit 

einem offenporigen, dunkelbraunen Anstrich 

 Gleichschenkliges Satteldach mit roter oder rotbrauner, nicht glänzender 

Dachdeckung 

 Keine Unterkellerung, Feuerstätten oder Fenster 

 Keine Nebenanlagen wie Terrassen, Aufschüttungen, Auffüllungen und Ab-

grabungen, befestigte oder mit Platten belegte Wege, Zäune, eingefriedete 

Beete, keinerlei Freizeiteinrichtungen (Grillstelle, Schaukel, Sitzbänke o. ä.) 

 Zur Eingrünung der Gerätehütte ist eine Bepflanzung mit standortgerechten, 

gebietsheimischen Gehölzen oder mit (vorzugsweise regionaltypischen) 

Obstbäumen zulässig 

 Abstand von 2,50 m zum Nachbargrundstück 

 

 

Datum: 18.08.2010 
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6 Anlagen  
 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – Auszug 
Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), m. W. v. 01.03.2010 

§ 9 BNatSchG – Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung; Ermächtigung zum Erlass 

von Rechtsverordnungen 

(1) Die Landschaftsplanung hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle-

ge für den jeweiligen Planungsraum zu konkretisieren und die Erfordernisse und Maßnahmen zur 

Verwirklichung dieser Ziele auch für die Planungen und Verwaltungsverfahren aufzuzeigen, deren 

Entscheidungen sich auf Natur und Landschaft im Planungsraum auswirken können. 

(2) Inhalte der Landschaftsplanung sind die Darstellung und Begründung der konkretisierten Ziele 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege und der ihrer Verwirklichung dienenden Erfordernis-

se und Maßnahmen. Darstellung und Begründung erfolgen nach Maßgabe der §§ 10 und 11 in 

Landschaftsprogrammen, Landschaftsrahmenplänen, Landschaftsplänen sowie Grünordnungsplä-

nen. 

(3) Die Pläne sollen Angaben enthalten über  

1. den vorhandenen und den zu erwartenden Zustand von Natur und Landschaft,  

2. die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 

3. die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zustands von Natur und Landschaft 

nach Maßgabe dieser Ziele einschließlich der sich daraus ergebenden Konflikte,  

4. die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege, insbesondere 

a) zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft, 

b) zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft im Sinne des Kapitels 4 sowie 

der Biotope, Lebensgemeinschaften und Lebensstätten der Tiere und Pflanzen wild le-

bender Arten, 

c) auf Flächen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer natürlichen Entwicklungs-

möglichkeit für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, ins-

besondere zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie zum Einsatz 

natur- und landschaftsbezogener Fördermittel besonders geeignet sind, 

d) zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung und des Netzes 

„Natura 2000“, 

e) zum Schutz, zur Qualitätsverbesserung und zur Regeneration von Böden, Gewässern, 

Luft und Klima, 

f) zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erho-

lungswertes von Natur und Landschaft, 

g) zur Erhaltung und Entwicklung von Freiräumen im besiedelten und unbesiedelten Be-

reich. 



Teillandschaftsplan Eningen unter Achalm –  
Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich S. 20 

 
 

Datum: 18.08.2010 Waltraud Pustal   Landschaftsökologie und Planung 

Auf die Verwertbarkeit der Darstellungen der Landschaftsplanung für die Raumordnungspläne und 

Bauleitpläne ist Rücksicht zu nehmen. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die für die 

Darstellung der Inhalte zu verwendenden Planzeichen zu regeln. 

(4) Die Landschaftsplanung ist fortzuschreiben, sobald und soweit dies im Hinblick auf Erfordernis-

se und Maßnahmen im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, insbesondere weil 

wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, vorgesehen 

oder zu erwarten sind. Die Fortschreibung kann als sachlicher oder räumlicher Teilplan erfolgen, 

sofern die Umstände, die die Fortschreibung begründen, sachlich oder räumlich begrenzt sind. 

(5) In Planungen und Verwaltungsverfahren sind die Inhalte der Landschaftsplanung zu berücksich-

tigen. Insbesondere sind die Inhalte der Landschaftsplanung für die Beurteilung der Umweltverträg-

lichkeit und der Verträglichkeit im Sinne des § 34 Absatz 1 dieses Gesetzes sowie bei der Aufstel-

lung der Maßnahmenprogramme im Sinne des § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes heranzuziehen. 

Soweit den Inhalten der Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht Rechnung getragen wer-

den kann, ist dies zu begründen.   

§ 11 BNatSchG – Landschaftspläne und Grünordnungspläne 

(1) Die für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege werden auf der Grundlage der Landschaftsrahmenpläne für die Ge-

biete der Gemeinden in Landschaftsplänen, für Teile eines Gemeindegebiets in Grünordnungsplä-

nen dargestellt. Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten; die Grundsätze und sonstigen 

Erfordernisse der Raumordnung sind zu berücksichtigen. Die Pläne sollen die in § 9 Absatz 3 ge-

nannten Angaben enthalten, soweit dies für die Darstellung der für die örtliche Ebene konkretisier-

ten Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen erforderlich ist. Abweichende Vorschriften der Länder 

zum Inhalt von Landschafts- und Grünordnungsplänen sowie Vorschriften zu deren Rechtsverbind-

lichkeit bleiben unberührt. 

(2) Landschaftspläne sind aufzustellen, sobald und soweit dies im Hinblick auf Erfordernisse und 

Maßnahmen im Sinne des § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 erforderlich ist, insbesondere weil we-

sentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, vorgesehen o-

der zu erwarten sind. Grünordnungspläne können aufgestellt werden. 

(3) Die in den Landschaftsplänen für die örtliche Ebene konkretisierten Ziele, Erfordernisse und 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 

7 des Baugesetzbuches zu berücksichtigen und können als Darstellungen oder Festsetzungen 

nach den §§ 5 und 9 des Baugesetzbuches in die Bauleitpläne aufgenommen werden. 

(4) Werden in den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg die örtlichen Erfordernisse und Maßnah-

men des Naturschutzes und der Landschaftspflege in Landschaftsrahmenplänen oder Land-

schaftsprogrammen dargestellt, so ersetzen diese die Landschaftspläne. 

(5) Die Zuständigkeit und das Verfahren zur Aufstellung der Landschaftspläne und Grünordnungs-

pläne sowie deren Durchführung richten sich nach Landesrecht.  
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§ 17 BNatSchG – Verfahren; Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 

(3) Für einen Eingriff, der nicht von einer Behörde durchgeführt wird und der keiner behördlichen 

Zulassung oder Anzeige nach anderen Rechtsvorschriften bedarf, ist eine Genehmigung der für 

Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde erforderlich. Die Genehmigung ist schrift-

lich zu beantragen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Anforderungen des § 15 erfüllt sind. 

Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde trifft die zur Durchführung des § 15 

erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen. 

 
 
 
 
 
 

Naturschutzgesetz (NatSchG) – Auszug 
Vom 13. Dezember 2005 (GBl. S. 745, 2006 S. 319) (2), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Ge-
setzes vom 17. Dezember 2009 (GBl. S. 809) 

Seit Inkrafttretung des BNatSchG m. W. v. 01.03.2010 ist das Naturschutzgesetz außer Kraft. Das 

Verfahrensrecht behält jedoch weiterhin seine Gültigkeit. 

§ 18 NatSchG – Landschaftspläne und Grünordnungspläne 

(2) Die Landschaftspläne werden von den Trägern der Bauleitplanung im Benehmen mit der unte-

ren Naturschutzbehörde aufgestellt.  
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Baugesetzbuch (BauGB) – Auszug 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (I 2585) 

§ 35 BauGB – Bauen im Außenbereich 

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 

die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es  

1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der 

Betriebsfläche einnimmt, 

2. einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dient, 

3. der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunikationsdienstleistungen, Wär-

me und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerblichen Betrieb 

dient, 

4. wegen seiner besonderen Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner nachteiligen 

Wirkung auf die Umgebung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur im Au-

ßenbereich ausgeführt werden soll, 

5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient, 

6. der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines Betriebes nach Nummer 1 oder 

2 oder eines Betriebes nach Nummer 4, der Tierhaltung betreibt, sowie dem Anschluss sol-

cher Anlagen an das öffentliche Versorgungsnetz dient, unter folgenden Voraussetzungen: 

a) das Vorhaben steht in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb, 

b) die Biomasse stammt überwiegend aus dem Betrieb oder überwiegend aus diesem und 

aus nahe gelegenen Betrieben nach den Nummern 1, 2 oder 4, soweit letzterer Tierhal-

tung betreibt,  

c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben und  

d) die installierte elektrische Leistung der Anlage überschreitet nicht 0,5 MW 

oder 

7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken oder 

der Entsorgung radioaktiver Abfälle dient. 

(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung oder Benut-

zung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist. 

(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben  

8. den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht, 

9. den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, insbesondere des 

Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, widerspricht, 

10. schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt wird, 

11. unwirtschaftliche Aufwendungen für Straßen oder andere Verkehrseinrichtungen, für Anla-

gen der Versorgung oder Entsorgung, für die Sicherheit oder Gesundheit oder für sonstige 

Aufgaben erfordert, 
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12. Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des Bodenschutzes, des Denkmal-

schutzes oder die natürliche Eigenart der Landschaft und ihren Erholungswert beeinträch-

tigt oder das Orts- und Landschaftsbild verunstaltet, 

13. Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die Wasserwirtschaft oder 

den Hochwasserschutz gefährdet, 

14. die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten lässt oder 

15. die Funktionsfähigkeit von Funkstellen und Radaranlagen stört. 

Raumbedeutsame Vorhaben dürfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen; öffentliche 

Belange stehen raumbedeutsamen Vorhaben nach Absatz 1 nicht entgegen, soweit die Belange 

bei der Darstellung dieser Vorhaben als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. Öffentli-

che Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 in der Regel auch dann entgegen, 

soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine 

Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. 

(4) Den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 kann nicht entge-

gengehalten werden, dass sie Darstellungen des Flächennutzungsplans oder eines Landschafts-

plans widersprechen, die natürliche Eigenart der Landschaft beeinträchtigen oder die Entstehung, 

Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung befürchten lassen, soweit sie im Übrigen au-

ßenbereichsverträglich im Sinne des Absatzes 3 sind: 

1. die Änderung der bisherigen Nutzung eines Gebäudes im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 unter 

folgenden Voraussetzungen: [...] 

2. die Neuerrichtung eines gleichartigen Wohngebäudes an gleicher Stelle unter folgenden 

Voraussetzungen: [...] 

3. die alsbaldige Neuerrichtung eines zulässigerweise errichteten, durch Brand, Naturereignis-

se oder andere außergewöhnliche Ereignisse zerstörten, gleichartigen Gebäudes an glei-

cher Stelle, 

4. die Änderung oder Nutzungsänderung von erhaltenswerten, das Bild der Kulturlandschaft 

prägenden Gebäuden, auch wenn sie aufgegeben sind, wenn das Vorhaben einer zweck-

mäßigen Verwendung der Gebäude und der Erhaltung des Gestaltwerts dient, 

5. die Erweiterung eines Wohngebäudes auf bis zu höchstens zwei Wohnungen unter folgen-

den Voraussetzungen: [...] 

6. die bauliche Erweiterung eines zulässigerweise errichteten gewerblichen Betriebes, wenn 

die Erweiterung im Verhältnis zum vorhandenen Gebäude und Betrieb angemessen ist. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 sind geringfügige Erweiterungen des neuen Gebäudes ge-

genüber dem beseitigten oder zerstörten Gebäude sowie geringfügige Abweichungen vom bisheri-

gen Standort des Gebäudes zulässig. 

(5) Die nach den Absätzen 1 bis 4 zulässigen Vorhaben sind in einer flächensparenden, die Bo-

denversiegelung auf das notwendige Maß begrenzenden und den Außenbereich schonenden Wie-

se auszuführen. [...] 

[...] 
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Wasserhaushaltsgesetz (WHG) – Auszug 
vom 31. Juli 2009 m. W. v. 01.03.2010 

§ 38 WHG – Gewässerrandstreifen 

(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen 

oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der 

Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen. 

(2)  Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an das Gewässer landseits 

der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der Linie 

des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab der Bö-

schungsoberkante. 

(3) Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich fünf Meter breit. Die zuständige Behörde kann 

für Gewässer oder Gewässerabschnitte 

1. Gewässerrandstreifen im Außenbereich aufheben, 

2. im Außenbereich die Breite des Gewässerrandstreifens abweichend von Satz 1 festsetzen, 

3. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile Gewässerrandstreifen mit einer ange-

messenen Breite festsetzen. 

Die Länder können von den Sätzen 1 und 2 abweichende Regelungen erlassen. 

(4) Eigentümer und Nutzungsberechtigte sollen Gewässerrandstreifen im Hinblick auf ihre Funktio-

nen nach Absatz 1 erhalten. Im Gewässerrandstreifen ist verboten: 

1. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

2. das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, ausgenommen die Entnah-

me im Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft, sowie das Neuanpflanzen von 

nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, 

3. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflan-

zenschutzmitteln und Düngemitteln, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, 

und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelasse-

nen Anlagen, 

4. die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern 

können oder die fortgeschwemmt werden können. 

Zulässig sind Maßnahmen, die zur Gefahrenabwehr notwendig sind. Satz 2 Nummer 1 und 2 gilt 

nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus sowie der Gewässer- und Deichunterhaltung. 

(5) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach Absatz 4 Satz 2 eine widerrufliche Befrei-

ung erteilen, wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Maßnahme erfordern 

oder das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führt. Die Befreiung kann aus Gründen des 

Wohls der Allgemeinheit auch nachträglich mit Nebenbestimmungen versehen werden, insbeson-

dere um zu gewährleisten, dass der Gewässerrandstreifen die in Absatz 1 genannten Funktionen 

erfüllt. 
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Wassergesetz (WG) – Auszug 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Januar 2005 (GBl. S. 219, ber. S. 404), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (GBl. Nr. 14, S. 363) 

Durch Inkrafttretung des WHG m. W. v. 01.03.2010 verdrängt das Wasserhaushaltsgesetz teilweise 

das Wassergesetz. Nach Auskunft des Landratsamts Reutlingen (18.08.2010) gelten die Regelun-

gen des WG bezüglich der Gewässerrandstreifen fort. Kursiv gedruckt sind Textteile, die mit dem 

WHG im Wesentlichen übereinstimmen, hier haben die Regelungen des WHG Vorrang, aus dem 

WG können sich jedoch Konkretisierungen ergeben (Umweltministerium Ba.-Wü. „Hinweise zu den 

Auswirkungen des neuen WHG nach dessen Inkrafttreten am 1. März 2010 auf das WG)  

§ 68 b WG – Gewässerrandstreifen (Auszug) 

(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen der 

Gewässer. 

(2) Im Außenbereich umfassen die Gewässerrandstreifen die an das Gewässer landseits der Bö-

schungsoberkante angrenzenden Bereiche in einer Breite von zehn Metern. Fehlt eine Bö-

schungsoberkante, so tritt an ihre Stelle die Linie des mittleren Hochwasserstands. Ausgenommen 

sind Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung. Die Wasserbehörde kann 

durch Rechtsverordnung 

1. breitere Gewässerrandstreifen festsetzen, soweit dies zur Erhaltung und Verbesserung der 

ökologischen Funktionen der Gewässer erforderlich ist, 

2. schmalere Gewässerrandstreifen festsetzen, soweit dies mit den Grundsätzen des Absatzes 

1 vereinbar ist und Gründe des Wohls der Allgemeinheit nicht entgegenstehen. 

(3) In den Gewässerrandstreifen sind Bäume und Sträucher außerhalb von Wald zu erhalten, so-

weit die Entfernung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung der Gewässer, zur Pflege des Be-

standes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. Die Rückführung von Acker- in Grünlandnutzung 

ist anzustreben. Um die Ziele nach § 25a Abs. 1 und § 25b Abs. 1 WHG zu erreichen, kann die 

Wasserbehörde die Rückführung von Ackerland in Grünland anordnen und den Einsatz von Dünge- 

und Pflanzenschutzmitteln beschränken, wenn diese Maßnahmen in einem Maßnahmenprogramm 

nach § 3c Abs. 1 enthalten sind. 

(4) In den Gewässerrandstreifen sind verboten 

1. der Umbruch von Grünland, 

2. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen deren Transport auf öffentli-

chen Straßen und, soweit erforderlich, der Umgang in standortgebundenen Anlagen, 

3. die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden 

oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind. 

(5) Das Land gewährt Ausgleichsleistungen für nach Maßgabe des Staatshaushaltsplans vertrag-

lich vereinbarte Bewirtschaftungsbeschränkungen auf landwirtschaftlich genutzten Grundstücken in 

Gewässerrandstreifen und anderen gewässernahen Bereichen. [...] 

[...] 
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Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) - Auszug 
vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 358) in Kraft getreten am 1. März 2010 

§ 2 LBO – Begriffe 

(1) Bauliche Anlagen sind unmittelbar mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten herge-

stellte Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erdboden besteht auch dann, wenn die Anlage durch ei-

gene Schwere auf dem Boden ruht oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu 

bestimmt ist, überwiegend ortsfest benutzt zu werden. Als bauliche Anlagen gelten auch  

1. Aufschüttungen und Abgrabungen, 

2. Ausstellungs-, Abstell- und Lagerplätze, 

3. Camping-, Wochenend- und Zeltplätze, 

4. Sport- und Spielflächen, 

5. Freizeit- und Vergnügungsparks, 

6. Stellplätze. 

§ 49 LBO – Genehmigungspflichtige Vorhaben 

(1) Die Errichtung und der Abbruch baulicher Anlagen sowie der in § 50 aufgeführten anderen 

Anlagen und Einrichtungen bedürfen der Baugenehmigung, soweit in §§ 50, 51, 69 oder 70 

nichts anderes bestimmt ist.  

§ 50 LBO – Verfahrensfreie Vorhaben 

(1) Die Errichtung der Anlagen und Einrichtungen, die im Anhang aufgeführt sind, ist verfahrensfrei.  

(2) Die Nutzungsänderung ist verfahrensfrei, wenn  

1. für die neue Nutzung keine anderen oder weitergehenden Anforderungen gelten als für die 

bisherige Nutzung oder 

2. durch die neue Nutzung zusätzlicher Wohnraum in Wohngebäuden nach Gebäudeklasse 1 

bis 3 im Innenbereich geschaffen wird. 

(3) Der Abbruch ist verfahrensfrei bei  

1. Anlagen nach Absatz 1, 

2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 3, 

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m. 

(4) Instandhaltungsarbeiten sind verfahrensfrei.  

(5) Verfahrensfreie Vorhaben müssen ebenso wie genehmigungspflichtige Vorhaben den öffent-

lich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. § 57 findet entsprechende Anwendung. 
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Anhang (zu § 50 Abs. 1) – Verfahrensfreie Vorhaben 

1. Gebäude, Gebäudeteile 

a)  Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten, wenn die Gebäude weder 

Verkaufs- noch Ausstellungszwecken dienen, im Innenbereich bis 40 m³, im Außenbereich 

bis 20 m³ Brutto-Rauminhalt,  

Geschirrhütten/Geräteschuppen bis 20 m³ Brutto-Rauminhalt im Außenbereich bedürfen 

keiner Baugenehmigung, müssen aber ebenfalls den öffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-

sprechen. In Schutzgebieten gelten die entsprechenden Verordnungen, Europa rechtliche 

(Natura 2000) und regionalplanerische Vorgaben (Regionale Grünzüge) sind zu beachten. 

b)  Garagen einschließlich überdachter Stellplätze mit einer mittleren Wandhöhe bis zu 3 m und 

einer Grundfläche bis zu 30 m², außer im Außenbereich,  

c)   Gebäude ohne Aufenthaltsräume, Toiletten oder Feuerstätten, die einem land- oder forst-

wirtschaftlichen Betrieb dienen und ausschließlich zur Unterbringung von Ernteerzeugnissen 

oder Geräten oder zum vorübergehenden Schutz von Menschen und Tieren bestimmt sind, 

bis 100 m² Grundfläche und einer mittleren traufseitigen Wandhöhe bis zu 5 m, 

d)   Gewächshäuser bis zu 5 m Höhe, im Außenbereich nur landwirtschaftliche Gewächshäu-

ser, 

e)  Wochenendhäuser in Wochenendhausgebieten, in Gartenhausgebieten, 

f)   Gartenhäuser in Gartenhausgebieten, 

g)   Gartenlauben in Kleingartenanlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundeskleingartengeset-

zes, 

h)   Fahrgastunterstände, die dem öffentlichen Personenverkehr oder der Schülerbeförderung 

dienen, 

i)   Schutzhütten und Grillhütten für Wanderer, wenn die Hütten jedermann zugänglich sind und 

keine Aufenthaltsräume haben, 

j)   Gebäude für die Wasserwirtschaft oder für die öffentliche Versorgung mit Wasser, Elektrizi-

tät, Gas, Öl oder Wärme im Innenbereich bis 30 m² Grundfläche und bis 5 m Höhe, im Au-

ßenbereich bis 20 m² Grundfläche und bis 3 m Höhe, 

k)   Vorbauten ohne Aufenthaltsräume im Innenbereich bis 40 m³ Brutto-Rauminhalt, 

l)  Terrassenüberdachungen im Innenbereich bis 30 m² Grundfläche,  

m)  Balkonverglasungen sowie Balkonüberdachungen bis 30 m² Grundfläche; 
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Regionalplan Neckar Alb 1993 – Auszug  

Der rechtskräftige Regionalplan 1993 hat derzeit Gültigkeit. 

3.1 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 

G  Zur Stabilisierung des Siedlungsklimas und zur Erhaltung der Wohnqualität der Region Neckar-

Alb sind unabhängig von der Schutzwürdigkeit einzelner natürlicher Ressourcen solche siedlungs-

nahen Freiräume zu erhalten, die  

- die Siedlungskörper voneinander abgrenzen, 

- zur Erhaltung des charakteristischen Landschaftsbilds der Region notwendig sind,  

- zur Durchlüftung und damit zur Verbesserung des Lokalklimas beitragen, 

- den freien Zugang zur unbebauten Landschaft ermöglichen, 

- freie Landschaften miteinander und mit innerörtlichen Grünflächen verbinden. 

Z  In den verdichteten Teilräumen der Region sind gemeindeübergreifend zusammenhängende, 

dem Siedlungsumfang entsprechend ausreichend große siedlungsnahe Freiräume langfristig zu 

erhalten. Diese Freiräume sind als regionale Grünzüge ausgewiesen und in der Raumnutzungskar-

te dargestellt. 

Z  Auch in den weniger verdichteten Teilräumen der Region sind ungegliederte, bandartige Sied-

lungsentwicklungen zu vermeiden. Dazu sind siedlungsgliedernde Freiräume als Grünzäsuren aus-

gewiesen und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

Z  in den regionalen Grünzügen und Grünzäsuren ist der Erhaltung der Freiräume Vorrang von 

Nutzungen einzuräumen, die die Freiraumfunktion beeinträchtigen. Insbesondere soll eine weitere 

Siedlungstätigkeit vermieden werden. Die exakte Abgrenzung der regionalen Grünzüge und Grün-

zäsuren ist im Rahmen der Bauleitplanung vorzunehmen. Ggf. sind zu diesem Zweck Umweltver-

träglichkeitsprüfungen durchzuführen. 

G  Neue Infrastruktureinrichtungen mit regionaler Bedeutung können in regionalen Grünzügen  

oder in Grünzäsuren ausnahmsweise dann zugelassen werden, wenn sie im öffentlichen Interesse 

notwendig sind und außerhalb der Grünzüge und Grünzäsuren nicht verwirklicht werden können. 

Die Beeinträchtigungen sollen dabei auf das unumgänglich erforderliche Ausmaß beschränkt blei-

ben und ggf. durch begleitende Maßnahmen gemildert werden (vgl. Kap. 3.0). 

V  Ein Verbund zwischen den innerörtlichen Grünflächen und dem Freiraum im Außenbereich ist 

im Rahmen der Bauleitplanung anzustreben. Dabei ist darauf zu achten, daß Frischluftbahnen, die 

für eine Verbesserung des Siedlungsklimas von Bedeutung sind, nicht durch Aufforstungen, He-

cken- oder Gebüschpflanzungen verriegelt werden. 

V  In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, inwieweit Baulücken als innerörtliche Grünflächen oder 

zu baulichen Verdichtung genutzt werden können. 
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Regionalplan Neckar Alb – Satzungsbeschluss 2009 –  
Auszug 

Der rechtskräftige Regionalplan 1993 hat derzeit noch Gültigkeit. Wenn der Satzungsbeschluss 2009 
Rechtskraft erlangt hat, sind die nachfolgenden Auszüge gegebenenfalls zu aktualisieren.   

Plansatz Nr. 3.1  Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 

Plansatz Nr. 3.1.1  Regionale Grünzüge 

G  (1) Zur Gewährleistung einer ausgewogenen Siedlungsstruktur, zur Stabilisierung des Sied-

lungsklimas und zur Erhaltung der Wohnumfeldqualität sind in der Region Neckar-Alb, unabhängig 

von der Schutzwürdigkeit einzelner natürlicher Ressourcen, solche Freiräume zu erhalten, die 

 Siedlungskörper voneinander abgrenzen, 

 zur Durchlüftung und damit zur Verbesserung des Lokalklimas beitragen, 

 den freien Zugang zur unbebauten Landschaft ermöglichen, 

 freie (unbebaute) Landschaften miteinander und mit innerörtlichen Grünflächen verbinden, 

 für die siedlungsnahe Erholung wichtig und 

 zur Erhaltung des charakteristischen Landschaftsbilds notwendig sind. 

Z (2) In den verdichteten Teilräumen der Region sind gemeindeübergreifend zusammenhängen-

de, ausreichend große Freiräume langfristig zu erhalten. Sie sind als Regionale Grünzüge festge-

legt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

Z  (3) In den Regionalen Grünzügen, die als Vorranggebiet festgelegt sind, sind andere raum-

bedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit den vorrangigen Funktionen und Nut-

zungen nicht vereinbar  sind. Insbesondere ist eine Siedlungstätigkeit zu vermeiden. 

Dies bedeutet, dass in diesen Bereichen eine Bebauung verboten ist. 

G (4) An Siedlungen angrenzend gibt es neben den als Vorranggebiet festgelegten Regionalen 

Grünzügen auch Regionale Grünzüge, die als Vorbehaltsgebiete festgelegt sind. Sie sind in der 

Raumnutzungskarte als Vorbehaltsgebiet dargestellt. 

G  (5) In den Regionalen Grünzügen, die als Vorbehaltsgebiete festgelegt sind, soll durch die 

Träger der Bauleitplanung vor der Inanspruchnahme eine sorgfältige Abwägung zwischen den Be-

langen des Freiraums und der geplanten baulichen Nutzung stattfinden. 

G  (6) Infrastruktureinrichtungen können in Regionalen Grünzügen (Vorranggebiete) ausnahms-

weise dann zugelassen werden, wenn sie im öffentlichen Interesse notwendig sind und außerhalb 

der Grünzüge nicht verwirklicht werden können. Die Beeinträchtigungen sollen dabei auf das un-

umgänglich erforderliche Maß beschränkt bleiben und gegebenenfalls durch begleitende Maßnah-

men gemildert werden. Dies gilt auch für privilegierte landwirtschaftliche Betriebe gemäß § 35 

Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch und für Schuppengebiete für nicht privilegierte Landbewirtschafter  un-

ter  Anwendung der in der Begründung aufgeführten Kriterien. 

V  (7) Im Rahmen der Bauleitplanung soll ein Verbund zwischen den innerörtlichen Grünflächen 

und dem Freiraum im Außenbereich angestrebt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass Frisch-
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luftbahnen, die für eine Verbesserung des Siedlungsklimas von Bedeutung sind, nicht durch Auf-

forstungen in ihrer Funktion behindert werden. 

 

Plansatz Nr. 3.2  Gebiete für besonderen Freiraumschutz 

Plansatz Nr. 3.2.1  Gebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 

G (1) Um die Vielfalt von Natur und Landschaft und damit die Regenerationsfähigkeit des Natur-

haushalts in der Region Neckar-Alb zu erhalten und zu verbessern, sind bei raumbeanspruchenden 

Maßnahmen verstärkt die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu berücksichtigen. 

Insbesondere ist eine weitere Reduzierung und Zerstückelung der freien Landschaft zu vermeiden. 

G (2) Wild lebende Tiere und wild wachsende Pflanzen sowie ihre Lebensgemeinschaften sind als 

Teil des Naturhaushalts in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen; 

ihre Lebensräume sowie ihre Lebensbedingungen sind zu erhalten, zu entwickeln oder wiederher-

zustellen. 

Z (3) Gebiete, die für die Erhaltung einer artenreichen und standorttypischen Pflanzen- und Tier-

welt und damit für die langfristige Sicherung landschaftlicher Eigenarten sowie für die Regenerati-

onsfähigkeit des Naturhaushalts eine besondere Bedeutung haben, sind möglichst zusammenhän-

gend im Verbund zu schützen. Sie sind als Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 

festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. Die Vorranggebiete für Naturschutz und 

Landschaftspflege bilden zusammen mit den Wäldern den Regionalen Biotopverbund, er wird 

durch die Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz (Kapitel 3.4) ergänzt. 

Z (4) In den Vorranggebieten für Naturschutz und Landschaftspflege sind andere raumbedeutsa-

me Nutzungen und Funktionen ausgeschlossen, soweit sie mit den vorrangigen Nutzungen, Funk-

tionen oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind. 

G (5) Wichtige Teile des Regionalen Biotopverbunds sind regional bedeutsame Wildtierkorridore. 

Eine Einschränkung der Passierbarkeit für Wildtiere ist in diesen Bereichen zu vermeiden. Bei  Pla-

nungen und Maßnahmen ist grundsätzlich zu prüfen, ob eine Verbesserung der Durchgängigkeit 

durch unterstützende Maßnahmen erreicht werden kann. 

Z (6) Das Biosphärengebiet Schwäbische Alb ist in seiner Funktion als Lebensraum für die Tier- 

und Pflanzenwelt sowie als Lebens-, Kultur- und Erholungsraum für die Menschen zu erhalten und 

zu entwickeln. 

Z (7) Die Naturparke Schönbuch und Obere Donau sind in ihrer Funktion als Lebensraum für die 

frei lebende Tier- und Pflanzenwelt sowie als Lebens-, Kultur- und Erholungsraum für den Men-

schen zu erhalten und zu entwickeln.  

V (8) Streuobstbestände sind in ihrer ökologischen, wirtschaftlichen und kulturhistorischen Bedeu-

tung langfristig zu erhalten und zu entwickeln. Hierbei sind insbesondere wirtschaftlich tragfähige, 

umweltschonende Nutzungsweisen, die Vermarktung regionaler Streuobstprodukte, die Einrichtung 

eines Streuobstkompetenzzentrums sowie bewusstseinsbildende Maßnahmen zu unterstützen. 

V (9) Für abgängige oder bereits abgegangene Streuobstwiesen ist als Alternative die Wertholz 

erzeugende Agroforstwirtschaft zu prüfen und zu unterstützen. 
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V (10) Das Regionale Biotopverbundkonzept ist auf der Ebene der örtlichen Planung, z. B. durch 

Biotopvernetzungs- oder Gewässerentwicklungsplanungen oder im Zuge der Eingriffs-Ausgleichs-

regelung (Ökokonto), zu konkretisieren und umzusetzen. 

V (11) Als regionaler und überregionaler Kooperationsraum zur Erhaltung und Entwicklung der 

Landschaft und des Neckars in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht wird der „Land-

schaftspark Neckartal" vorgeschlagen. Seine Außengrenze ist in Beikarte 1 dargestellt. 

G (12) Die Wohlfahrtswirkungen von Naturschutz und Landschaftspflege sollen vermehrt in das 

Bewusstsein der Bevölkerung gebracht werden. 

 

3.2.2 Gebiete für Bodenerhaltung 

G (1) Der Boden ist so zu behandeln, dass er seine vielfältigen Funktionen als 

- Lebensraum für Organismen (Tiere, Pflanzen, Pilze, Bakterien), 

- Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen, 

- Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungsmedium zum Schutz des Grundwassers, 

- Wasserrückhalteraum zur Regelung des Wasserabflusses, 

- Produktionsgrundlage für Nahrungs- und Futtermittel sowie pflanzliche Rohstoffe 

dauerhaft erfüllen kann, seine Standsicherheit erhalten bleibt und Rutschungsprozesse möglichst 

ausgeschlossen werden können. 

G (2) Zum Schutz des Bodens und wichtiger Bodenfunktionen sind Vorbehaltsgebiete für Boden-

erhaltung festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 

G (3) In den Vorbehaltsgebieten für Bodenerhaltung hat der Schutz der Böden bei der Abwägung 

mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht. 

G (4) Folgende Grundsätze sind in den Vorbehaltsgebieten für Bodenerhaltung zu beachten: 

- In den stark erosionsgefährdeten Bereichen sind bei einer ackerbaulichen Nutzung Vorkehrungen  

zum Erosionsschutz zu treffen, bei forstwirtschaftlicher Nutzung ist eine dauerhafte Bestockung mit 

vorwiegend standortheimischen Baumarten sowie einer möglichst bodendeckenden Vegetation an-

zustreben. 

- In den stark rutschungsgefährdeten Bereichen sind destabilisierende Eingriffe in den Boden zu 

unterlassen oder, wenn Eingriffe unumgänglich sind, Maßnahmen zur Hangsicherung zu treffen. 

- Bei Böden mit hoher Filter- und Pufferkapazität, mit hoher Ausgleichswirkung im Wasserhaushalt 

und mit hohem natürlichen Ertragspotenzial sind großflächige Abtragungen und Versiegelung mög-

lichst zu vermeiden. Die Landnutzung ist so auszurichten, dass die Verdichtung der Böden und ei-

ne Kontaminierung mit Schadstoffen unterbleibt oder möglichst gering gehalten wird. 

G (5) Bei erforderlichen baulichen Maßnahmen ist die Flächeninanspruchnahme und damit die 

Zerstörung und Versiegelung des Bodens auf ein Minimum zu beschränken. Insbesondere sind 

bauliche Maßnahmen soweit wie möglich auf solche Gebiete zu konzentrieren, die für bestimmte 

bodenabhängige Nutzungen und Funktionen eine geringere Bedeutung haben. 

G (6) Zur Erhaltung der Bodenstruktur und damit zum Schutz des Wassers und der Nahrungskette 

sind Schadstoffeinträge in den Boden sowie Bodenschäden durch Verdichtungen zu vermeiden. 
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Plansatz Nr. 3.2.3  Vorranggebiete für Landwirtschaft 

G (1) Die Landwirtschaft ist in allen Teilen der Region Neckar-Alb so zu unterstützen, dass sie 

langfristig ihre wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und landschaftspflegerischen Aufgaben erfüllen 

kann. Dabei sind die Grenzen der Belastbarkeit des Naturhaushalts, insbesondere der Naturgüter 

Boden und Wasser, zu beachten. 

N (2) Die für eine landwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, die eine öko-

nomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale Produktionsgrundla-

ge geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem Umfang für andere Nutzungen 

vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren. 

Z (3) Flächen, die aufgrund der Bodengüte sowie infrastruktureller und betrieblicher Gegebenhei-

ten besondere Bedeutung für die Landwirtschaft haben, sind für die landwirtschaftliche Nutzung zu 

sichern. Sie sind als Vorranggebiete für Landwirtschaft festgelegt und in der Raumnutzungskarte 

dargestellt. 

Z (4) In den Vorranggebieten für Landwirtschaft sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausge-

schlossen, soweit sie mit der landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen nicht vereinbar sind. 

G (5) Die Landwirtschaft soll über die Sicherung ertragreicher Böden hinaus durch einen integrati-

ven Ansatz gefördert werden, der die Erzeugung von pflanzlichen Rohstoffen, die Vermarktung 

hochqualitativer regionaler Produkte und die Einbindung der Landwirtschaft in einen landschaftsbe-

zogenen Tourismus beinhaltet. Entsprechende regionale Kooperationen sowie die Etablierung ei-

ner Dachmarke sind zu fördern. 

G (6) Die Programme PLENUM, das Biosphärengebiet Schwäbische Alb sowie entsprechende 

sonstige Ansätze einer integrativen Landwirtschaft sind zu unterstützen und weiter zu entwickeln. 

G (7) Besondere Bedeutung kommt der Erhaltung von Grünlandgebieten, insbesondere auf der 

Schwäbischen Alb, zu. Entsprechende Maßnahmen sind zu fördern. 

G (8) In den Vorranggebieten für Landwirtschaft sind Flächen mit ökologischen Ausgleichsfunktio-

nen zu erhalten sowie im Rahmen von Flurneuordnungsverfahren und kommunalen Initiativen loka-

le Biotopvernetzungen anzustreben, soweit es die Möglichkeiten der Landbewirtschaftung zulas-

sen. 
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Naturschutzgebiete 

Naturschutzgebiet Nr. 4.177 „Wagenhals“ 
Verordnung des Regierungspräsidiums Tübingen über das Naturschutzgebiet »Wagenhals« vom 14. Januar 
1991 (GBl. v. 28.02.1991, S. 109). 

Auf Grund von §§ 21, 58 Abs. 2 und § 64 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zum Schutz der Natur, zur 

Pflege der Landschaft und über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz 

– NatSchG) vom 21. Oktober 1975 (G 131. S. 654), geändert durch das Gesetz zur Bereinigung 

des baden-württembergischen Ordnungswidrigkeitenrechts vom 6. Juni 1983 (GBl. S. 199), und 

von § 22 Abs. 2 und § 33 Abs. 2 Nr. 4 Landesjagdgesetz in der Fassung vom 20. Dezember 1978 

(GBl. 1979 S. 12) wird verordnet: 

§ 1 Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Gemeinde Eningen unter Achalm, Land-

kreis Reutlingen wird zum Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung 

»Wagenhals«. 

§ 2 Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 6,05 ha. Es umfasst auf Gemarkung Eningen fol-

gende Flurstücke: 

Nr. 1055 (teilweise - tw -), 1066 tw, 1068 tw, 1072 tw, 1073, 2982 tw, 2983/1, 2984 tw, 2995, 2996, 

3005 tw, 3008 tw, 3010, 3011, 3011/1, 3011/2, 3011/3 tw, 3015 tw, 3017 tw, 3022 tw, 3023 tw, 

3025, 3028 tw, 3029, 3030, 3031 tw, 3032, 3033 tw, 3034, 3036 tw, 3038 tw, 3040 tw, 3043 tw, 

3044 tw, 3047 tw, sowie die Feldwege 22 tw, 541/2 tw und 811/2 tw. 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübin-

gen vom 8. Mai 1990 im Maßstab 1:1000, kombiniert mit einer Übersichtskarte im Maßstab 

1:25000, gekennzeichnet und rot angelegt. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. Die Ver-

ordnung mit Karte wird beim Regierungspräsidium Tübingen in Tübingen und beim Landratsamt 

Reutlingen in Reutlingen auf die Dauer von drei Wochen, beginnend am achten Tag nach Verkün-

dung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 

Sprechzeiten öffentlich ausgelegt. 

(3) Die Verordnung mit Karte ist nach Ablauf der Auslegungsfrist bei den in Absatz 2 Satz 3 bezeich-

neten Stellen zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 Schutzzweck 

Der Schutzzweck ist die Erhaltung und ungestörte Weiterentwicklung eines durch einen Bergrutsch 

entstandenen, vielgestaltigen Biotopmosaiks, bestehend aus Berg-, Halbtrockenrasen, Sukzessi-

onsflächen, Feuchtgebieten und ehemaligen Streuobstwiesen als Lebensraum zahlreicher vom 

Aussterben bedrohter Tier- und Pflanzenarten. 
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§ 4 Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädi-

gung oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer nachhaltigen Stö-

rung oder zu einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Forschung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in der jeweils geltenden Fassung zu er-

richten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen, Sport-, Spiel- oder 

Erholungseinrichtungen zu schaffen sowie Einfriedigungen jeder Art zu errichten oder be-

stehende Zäune zu ersetzen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen anzulegen, Leitungen zu verlegen 

oder Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Wasserhaushalt des Ge-

biets entgegen dem Schutzzweck verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzubringen; 

7. neu aufzuforsten, Kleingärten, Schmuckreisigkulturen oder Vorratspflanzungen von Bäumen 

oder Sträuchern anzulegen oder auf andere Weise Pflanzen oder Pflanzenteile einzubrin-

gen, zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester oder sonstige 

Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere freizulegen, zu entfernen, zu beschädigen 

oder zu zerstören; 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entgegen dem Schutzzweck zu ändern; 

10. zu zelten, zu grillen, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahrzeuge oder Verkaufsstände auf-

zustellen; 

11. das Schutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten oder zu befahren; 

12. Feuer zu machen; 

13. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

14. Düngemittel oder Chemikalien einzubringen; 

15. mit Luftfahrzeugen ausschließlich Modellflugzeugen zu starten oder zu landen; 

16. die Rutschungsfläche zu beweiden. 

§ 5 Zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht: 

1. für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd unter Beachtung des Schutzzwecks; 

2. für die sonstige bisher rechtmäßiger Weise ausgeübte Nutzung der Grundstücke sowie der 

rechtmäßiger Weise bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 

Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandsetzung. Die Wiederherstellung der Wege in 

der Rutschungsfläche bedarf der Zustimmung des Regierungspräsidiums Tübingen; 



Teillandschaftsplan Eningen unter Achalm –  
Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich S. 35 

 
 

Datum: 18.08.2010 Waltraud Pustal   Landschaftsökologie und Planung 

3. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren Naturschutzbehörde veranlasst werden; 

4. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilderungen. 

§ 6 Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 2 NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet 

vorsätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 und § 5 Nr. 2-4 verbotenen Handlungen vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs.2 Nr. 4 des Landesjagdgesetzes handelt, wer in dem 

Naturschutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 und § 5 Nr. 1 die Jagd ausübt. 

§ 8 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Auslegungsfrist in Kraft. 

TÜBINGEN, den 14. Januar 1991 

DR. GÖGLER 

Naturschutzgebiet Nr. 4.111 „Wendelstein“ 
Verordnung des Regierungspräsidiums Tübingen über das Naturschutzgebiet »Wendelstein« vom 
5.September 1983 (GBl. v. 18.10.1983, S. 617). 

Auf Grund von § 21 und § 58 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der Land-

schaft und über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz – NatSchG) 

vom 21. Oktober 1975 (GBl. S. 654) geändert durch das Gesetz über die Verkündung von Rechts-

verordnungen (Verkündungsgesetz – VerkG) vom 11.April 1983 (GBl. S. 131) wird verordnet: 

§ 1 Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Gemeinde Eningen u. A., Landkreis Reut-

lingen, wird zum Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung »Wendel-

stein«. 

§ 2 Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von 9,7019 ha. Es umfasst auf Gemarkung Eningen u. 

A. den östlich des Vicinalwegs 4 (L 380 nach Würtingen) liegenden Teil des Flurstücks 7430, den 

nordwestlich des Schützenhauses liegenden Teil des Flurstücks 7428 und den zwischen diesen 

Flurstücken liegenden Teil des Feldwegs 133 (Alte Steige). 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer Flurkarte des Regierungspräsidiums Tübin-

gen vom 28. April 1982 im Maßstab 1:2500, kombiniert mit einer Übersichtskarte im Maßstab 

1:25000, gekennzeichnet und rot angelegt. Die Karte ist Bestandteil der Verordnung. Die Verord-

nung mit Karte wird beim Regierungspräsidium Tübingen in Tübingen und beim Landratsamt Reut-
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lingen in Reutlingen auf die Dauer von drei Wochen beginnend am achten Tag nach Verkündung 

dieser Verordnung im Gesetzblatt zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der Sprech-

zeiten öffentlich ausgelegt. 

(3) Die Verordnung mit Karte ist nach ihrer Verkündung bei den in Abs. 2 Satz 3 bezeichneten Stel-

len zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 Schutzzweck 

Schutzzweck ist die Erhaltung der wertvollen Halbtrockenrasen- und Steppenheide-Biotope mit ih-

rem Reichtum an seltenen zum Teil gefährdeten und vom Aussterben bedrohten Tier- und Pflan-

zenarten, besonders Orchideen. 

§ 4 Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 

oder Veränderung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer nachhaltigen Störung oder 

zu einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Forschung führen können.  

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in der jeweils geltenden Fassung zu er-

richten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen, Sport-, Spiel- oder 

Erholungseinrichtungen zu schaffen sowie Einfriedungen jeder Art zu errichten; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen anzulegen, Leitungen zu verlegen 

oder Anlagen dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Wasserhaushalt des Ge-

bietes entgegen dem Schutzzweck verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzubringen; 

7. aufzuforsten oder auf andere Weise Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh-

men, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester oder sonstige 

Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere freizulegen, zu entfernen, zu beschädigen 

oder zu zerstören; 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entgegen dem Schutzzweck zu ändern; 

10. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahrzeuge oder Verkaufsstände aufzustellen; 

11. das Schutzgebiet außerhalb des Feldwegs 133 und des gekennzeichneten Albvereinswan-

derweges zu betreten oder außerhalb des Feldwegs 133 zu befahren; 

12. Feuer zu machen; 

13. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen zu verursachen; 

14. Düngemittel oder Chemikalien einzubringen. 
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§ 5 Zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht: 

1. für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd; 

2. für die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 

Umfang, wobei das Holz aus dem Wald zwischen dem Vicinalweg 4 (L 380) und dem 

Schutzgebiet durch das Schutzgebiet gerückt werden darf; 

3. für die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung. Dabei dürfen 

a) die Halbtrockenrasen- und Steppenheideflächen nur mit Schafen und nur zwischen dem 

15.Oktober und 28./29. Februar beweidet werden sowie nur jedes zweite Jahr zwischen 

dem 15. Oktober und 28./29. Februar gemäht werden. Bei der Beweidung kann eine 

Koppel, nicht jedoch ein Pferch verwendet werden; 

b) die Obstbäume nicht mit Chemikalien gespritzt werden. Abgängige Obstbaumhoch-

stämme sind durch neue Obstbaumhochstämme zu ersetzen; 

4. für die sonstige bisher rechtmäßiger Weise ausgeübte Nutzung der Grundstücke und Wege 

sowie der rechtmäßiger Weise bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art und im bis-

herigen Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandsetzung; 

5. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren Naturschutzbehörde oder der von ihr beauftrag-

ten Stelle am Wald im Einvernehmen mit dem zuständigen staatlichen Forstamt veranlasst 

werden; 

6. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilderungen. 

§ 6 Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs. 1 Nr. 2 NatSchG handelt, wer in dem Naturschutzgebiet 

vorsätzlich oder fahrlässig eine der nach § 4 und § 5 Nr. 1 bis 4 dieser Verordnung verbotenen 

Handlungen vornimmt. 

§ 8 Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Auslegungsfrist in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen über das Landschaftsschutzge-

biet »Reutlinger/Uracher Alb« vom 4. Januar 1974 (Münsinger Kreiszeitung-Alb-Bote-Heimatblatt 

der Alb vom 9. Januar 1974), soweit sie sich auf den Geltungsbereich dieser Verordnung bezieht, 

außer Kraft. 

TÜBINGEN, den 5. September 1983  

DR. GÖGLER 
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Landschaftsschutzgebiete 

Landschaftsschutzgebiet Nr. 4.15.005 „Achalm“ 
Verordnung des Landratsamtes Reutlingen über das Landschaftsschutzgebiet "Achalm" auf Markungen Reut-
lingen und Eningen u.A., Landkreis Reutlingen vom 31. Oktober 1958. 

Auf Grund der §§ 5 und 19 des Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821) in 

der Fassung der Gesetze vom 29. September 1935 (RGBl. I S. 1191), vom 1. Dezember 1936 

(RGBl. I S. 986, 1001) und vom 20. Januar 1938 (RGBl.I S. 36) sowie des § 13 der Verordnung zur 

Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 (RGBl. I S. 1275) in der Fas-

sung der Verordnung vom 19. März 1956 (GBl. S. 77) wird mit Ermächtigung des Regierungspräsi-

diums Südwürttemberg-Hohenzollern folgendes verordnet: 

§ 1 

Der in der Landschaftsschutzkarte beim Landratsamt Reutlingen mit grüner Farbe eingetragene 

Landschaftsteil "Achalm" auf Markungen Reutlingen und Eningen u.A., Landkreis Reutlingen, wird 

in dem Umfang, der sich aus der Eintragung in der Landschaftsschutzkarte ergibt, mit dem Tage 

der Verkündung dieser Verordnung dem Schutze des Reichsnaturschutzgesetzes unterstellt. 

§ 2 

(1) Es ist verboten, innerhalb des in der Landschaftsschutzkarte durch grüne Umrahmung kenntlich 

gemachten Landschaftsteils Veränderungen vorzunehmen, die geeignet sind, die Natur zu schädi-

gen, den Naturgenuss zu beeinträchtigen oder das Landschaftsbild zu verunstalten. 

(2) Wegen der Eigenart des zu schützenden Landschaftsteils ist insbesondere verboten: 

die Anlage von Bauwerken aller Art, auch von solchen, die keiner baupolizeilichen Genehmigung 

bedürfen; 

die innerhalb dieses Landschaftsteils vorhandenen Hecken, Bäume und Gehölz, Felsen oder sons-

tige Naturgebilde zu beseitigen, insbesondere das Abbrennen von Hecken und Grasflächen wäh-

rend des ganzen Jahres; 

Kahlschläge sowie das geschützte Gebiet aufzuforsten; 

das Anbringen von Tafeln, Inschriften und dergleichen, soweit sie sich nicht auf den Landschafts-

schutz oder den Verkehr beziehen. 

Vorhandene Landschaftsverunstaltungen sind auf Anordnung der unterzeichneten Naturschutzbe-

hörde zu beseitigen, sofern es sich nicht um behördlich genehmigte Anlagen handelt und die Besei-

tigung ohne größere Aufwendungen möglich ist. 

§ 3 

Unberührt bleiben die land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder pflegliche Maßnahmen, sofern sie 

dem Zweck dieser Verordnung nicht widersprechen. 
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§ 4 

Ausnahmen von den Vorschriften des § 2 können von der unterzeichneten Behörde in besonderen 

Fällen zugelassen werden. 

§ 5 

Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwiderhandelt, wird nach den §§ 21 und 22 des 

Reichsnaturschutzgesetzes und dem § 16 der Durchführungsverordnung bestraft. 

§ 6 

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung im Reutlinger Amtsblatt in Kraft. Sie wird ferner im 

Reutlinger Generalanzeiger und Reutlinger Nachrichten bekannt gegeben. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Landratsamtes - als untere Naturschutzbehörde - zur einst-

weiligen Sicherstellung des Landschaftsteiles "Achalm" vom 7.1.1943 außer Kraft. 

Reutlingen, den 31. Oktober 1958 

Landratsamt Reutlingen 

als untere Naturschutzbehörde 

im Entwurf 

(gez.) Kern 

Landrat 

Landschaftsschutzgebiet Nr. 4.15.135 „Reutlinger und Uracher Alb“ 
Verordnung des Landratsamtes Reutlingen als untere Naturschutzbehörde über das Landschaftsschutzgebiet 
"Reutlinger/Uracher Alb" (Münsinger Kreiszeitung -Alb-Bote- Heimatblatt der Alb vom 09.01.1974). 

Aufgrund der §§ 5 und 19 des Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821), zu-

letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung und Bereinigung von Straf- und Bußgeldvorschriften 

des Landes Baden-Württemberg vom 06. April 1970 (GBl. S. 111), und des § 7 der Verordnung zur 

Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes und des Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 

Reichsnaturschutzgesetzes in der Fassung vom 17. Oktober 1962 (GBl. S. 203) wird mit Zustim-

mung des Regierungspräsidiums Tübingen als höhere Naturschutzbehörde verordnet: 

§ 1 

Der in § 2 näher beschriebene Landschaftsteil auf den Gemarkungen Metzingen, Metzingen-

Neuhausen, Dettingen/Erms, Hülben, Grabenstetten, Urach, Bleichstetten, Würtingen, Ohnastetten, 

Holzelfingen, Honau, Unterhausen, Pfullingen, Eningen u.A. und Glems, Landkreis Reutlingen, wird 

dem Schutz des Reichsnaturschutzgesetzes unterstellt. Dieser Landschaftsteil wird als Land-

schaftsschutzgebiet "Reutlinger/Uracher Alb" bezeichnet. 
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§ 2 

(1) Zu dem Schutzgebiet, das eine Größe von ca. 9476 ha hat, gehören die Landschaftsteile auf 

der Hochfläche östlich der Erms sowie die bewaldeten Abhänge zum Ermstal bis zur Regierungs-

bezirksgrenze, ferner der Landschaftsteil zwischen dem Oberlauf der Echaz und der Erms zwi-

schen Urach und Metzingen einschließlich der bewaldeten Steilhänge. 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes verlaufen im wesentlichen wie folgt: 

Auf Markung Metzingen ist das Landschaftsschutzgebiet im Norden im wesentlichen durch die 

Wald/Feldgrenze der Stadt- und Staatswalddistrikte Kurleshau und Spahler gekennzeichnet. Im 

Süden verläuft das Landschaftsschutzgebiet gleichfalls im wesentlichen entlang der Wald/Feld-

grenze. Lediglich südlich und westlich des Florian ist entlang des Waldrandes ein ca. 100 m breiter 

Wiesenstreifen mit in das Landschaftsschutzgebiet einbezogen. Geschützt ist auf Markung Metzin-

gen ferner die Kuppe des Weinbergs oberhalb des höchstgelegenen Rundweges. 

Auf Markung Metzingen-Neuhausen verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebietes auf der 

Nordseite des Hofwaldes (entlang der Regierungsbezirksgrenze) und schließt südlich des Hofwal-

des einen durch Grünwald genutzten 100-150 m, im Bereich des Saalbaches bis 200 m breiten 

Streifen ein. Geschützt ist ferner die bewaldete Kuppe des Hofbühl sowie ein daran anschließender 

Kranz landwirtschaftlich genutzter Grundstücke bis zum ersten (auf der Südseite bis zum zweiten) 

Rundweg. Im Süden der Gemarkung ist in das Landschaftsschutzgebiet ferner der bewaldete Lin-

senbühl sowie das anschließende Gewann Egert einbezogen. 

Im Bereich der Markung Dettingen/Erms umfaßt das Landschaftsschutzgebiet den bewaldeten 

Sommerberg einschließlich der im Gemeindebesitz befindlichen Goldländer sowie die im Gewann 

Neubühl unmittelbar an den Wald anschließenden Ödländer bzw. Baumwiesen, im Bereich der 

Buchhalde ist auch das Gewann Spitzäcker sowie der hintere Teil des Wachertales in das Land-

schaftsschutzgebiet einbezogen. Südlich der Erms gehören die gesamten Hangwaldungen bis zur 

Markungsgrenze zum Landschaftsschutzgebiet, außerdem ein landwirtschaftlich genutzter Streifen, 

der durchschnittlich ca. 400 m tief ist und sich vom Metzinger Ries über die Roßweide den Calver-

bühl, die Hirschlache bis zum Gewann Wasserstelle zieht. 

Auf Markung Hülben umfasst das Landschaftsschutzgebiet die gesamte Markungsfläche mit Au-

snahme der bebauten Ortslage sowie aller langfristig möglicherweise für eine weitere Bebauung in 

Frage kommenden Markungsteile. Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes verläuft im Westen 

ungefähr entlang der Waldgrenze, im Südwesten entlang der Markungsgrenze, im Süden im Be-

reich der Schlehenäcker, im Nordosten nahe der Waldgrenze und im Norden südlich des Wasser-

behälters bis an die westliche Markungsgrenze. 

Auf Markung Grabenstetten ist gleichfalls das gesamte Gebiet unter Landschaftsschutz gestellt, mit 

Ausnahme der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sowie aller für eine künftige Bebauung in 

Frage kommender Flächen, auch hier verläuft die innere Grenze des Landschaftsschutzgebietes 

ringförmig und ist durch die Gewanne Vogeltal im Süden, Roßgallenäcker im Osten, Reissach im 

Nordwesten und Egelstein/Hahnenkamm im Westen gekennzeichnet. 

Auf Markung Urach ist ausgenommen: die gesamte Tallage, und zwar im Norden das Elsachtal, 

seitlich bis zur Waldgrenze und talaufwärts bis zum Pfählhof; die Zittelstatt seitlich bis zur Wald-

grenze bzw. zur B 28 und talauf bis zum Ende der heute bestehenden Bebauung; das Ermstal seit-
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lich bis zur Waldgrenze und talaufwärts bis zur Markungsgrenze; das Mauchental seitlich bis zur 

Waldgrenze bzw. zur Ortsverbindungsstraße Urach/Hülben und talauf bis zum Ende der heute be-

stehenden Bebauung, vom Seltbachtal ist nur ein kleiner, bis etwa zum Freibad reichender Mar-

kungsteil ausgenommen, und im Maisental folgt die Grenze des Landschaftsschutzgebietes zu-

nächst der Wald/Feldgrenze am Schlossberg, verläuft dann auf der Fohlensteige, um bei der 

Gabelung Fohlensteige/Zufahrt zum Gestütshof Güterstein nach Nordwesten das Tal zu queren 

und unter Einschluss des Gewanns Viehstelle in einem ca. 150 m breiten Streifen den Wald ent-

lang bis zur Markungsgrenze im Norden zu führen.   

Im unteren Ermstal verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebietes auf der Sommerseite ent-

lang der Wald/Feldgrenze unter Ausschluss des Naturschutzgebietes "Nägelesfelsen". 

Auf Markung Würtingen-Bleichstetten ist einbezogen: der nördliche Teil der Markungsfläche (Ge-

wann Bühl) bis zur Ortsverbindungsstraße Bleichstetten/Urach bzw. des zwischen den beiden ehe-

maligen Steinbrüchen im Westen (Gewann Appenwinkel) verlaufenden Feldweges. 

Auf Markung Würtingen ist einbezogen in das Landschaftsgebiet: die gesamte Markungsfläche bis zur 

Linie Hirtental/Kreuzbühl und Linkestal; von dort verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebiets 

entlang des Grüne-Plan-Weges Würtingen/Stahleckerhof bis zur Kreuzung mit dem vom Steingebühl 

kommenden Grüne-Plan-Weg, folgt diesem dann nach Südosten und schließt das Gewann Kessel 

noch mit ein; die Ortslage, der Hirnberg, das Ried, der Hartberg, der Alte Hau, sowie die Gewanne 

Krumme Äcker, Bergäcker und Anderberg sind nicht in das Landschaftsschutzgebiet einbezogen. 

Auf Markung Ohnastetten ist lediglich der nördlich der Ortsverbindungsstraße Ohnastetten und 

Holzelfingen gelegene Gemarkungsteil unter Ausschluss des Naturschutzgebietes "Ohnastetter 

Bühl" unter Landschaftsschutz gestellt. 

Auf Markung Holzelfingen verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebietes zunächst ebenfalls 

auf der Ortsverbindungsstraße Ohnastetten/Holzelfingen bis zur Abzweigung zum Stahlecker Hof, 

durchschneidet in nordwestlicher Richtung den Wald (Leimberg) und verläuft von dort auf die Ge-

markungsgrenze bei der Ruine Greifenstein zu, folgt dann der Gemarkungsgrenze im Norden bis 

zum Burgholz und verläuft dort unter Einschluss des Sportplatzes und des Burgsteines auf dem 

nach Süden parallel zur Ortsverbindungsstraße Holzelfingen/Unterhausen verlaufenden Feldweg, 

berührt im Gewann Bussenhardt noch einmal die Gemarkungsgrenze und verläuft dann bis zum 

Manental parallel zur Markungsgrenze in einem Abstand von ca. 500 m. Teile der Gewanne Bus-

senhardt, Riegel, Herdle und Kugelbühl einschließend. 

Auf Markung Honau sind in das Landschaftsschutzgebiet einbezogen lediglich die bewaldeten 

Hänge zwischen der Honauer Steige und dem Traifelbergfelsen. Westlich der Echaz sind keine 

Flächen in dieses Landschaftsschutzgebiet einbezogen. 

Auf Markung Unterhausen sind in das Landschaftsschutzgebiet einbezogen die bewaldeten Hänge 

im Bereich der Stotzenhalde sowie im Bereich des Gewanns Gummerschwang bis zur Markungs-

grenze. Die talseitige Grenze des Landschaftsschutzgebietes bildet die Ortsverbindungsstraße zum 

Göllesberg bzw. Stahlecker Hof, unter Landschaftsschutz gestellt ist ferner das gesamte Zellertal 

bis in die Nähe der Fischzuchtanstalt. Im nördlichen Markungsbereich fällt die Grenze des Land-

schaftsschutzgebietes mit der Wald/Feldgrenze bzw. der Markungsgrenze zusammen. Ausgespart 

ist das Landhausgebiet Göllesberg sowie der südliche Bereich bis zum Hofgut Stahleck. Westlich 

der Echaz sind keine Flächen in dieses Landschaftsschutzgebiet einbezogen. 
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Auf Markung Pfullingen ist unter Landschaftsschutz gestellt: der Urselhochberg (soweit nicht Natur-

schutzgebiet), die Jungviehweide bis zur Wolfsgrube und der Urselberg mit seinen bewaldeten 

Steilhängen einschließlich Teilen der Gewanne Frauenhalde/ Vor Buch und des Kugelberges. Auch 

im Bereich der Skiabfahrt beim Waldcafe sind Teile außerhalb des Waldes mit in das Landschafts-

schutzgebiet einbezogen.  

Ferner ist der zur Markung Pfullingen gehörende Landschaftsteil Übersberg unter Landschafts-

schutz gestellt. 

Auf Markung Eningen u.A. verläuft das Landschaftsschutzgebiet in nordsüdlicher Richtung unter 

Einbeziehung der Hochfläche und der Albberge Gutenberg, Geißberg und Drackenberg fast durch-

weg entlang der Wald/Feldgrenze im Tal; im Süden ist das Arbachtal einschließlich Mädlesfelsen 

und Mädlesfelsenhalde bis zum Hakenbühl bzw. bis zum Gewerbegebiet (die beiden letzteren aber 

ausgenommen) unter Landschaftsschutz gestellt. 

Auf Markung Glems sind ebenfalls in das Landschaftsschutzgebiet einbezogen: das Rossfeld sowie 

die bewaldeten Steilhänge einschließlich einer schmalen dem Wald vorgelagerten, in Gemeindebe-

sitz befindlichen Zone. Diese einbezogenen Öd- bzw. Grünlandflächen haben lediglich im Bereich 

des Gewanns Hochwiesen eine Tiefe von etwa 200 m. Von dort verläuft das Landschaftsschutz-

gebiet quer zur Ortsverbindungsstraße Glems/Eningen und erreicht im Gewann Unterer Hof die 

Markungsgrenze. Der im Westen zwischen den Gemarkungsgrenzen von Eningen und Metzin-

gen/Neuhausen liegende Landschaftsteil (Greuth) gehört ebenfalls zum Landschaftsschutzgebiet. 

(3) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer Karte im Maßstab 1:25000, sowie in 104 Flurkar-

ten im Maßstab 1 : 2500 schwarz umrandet eingetragen, die beim Landratsamt Reutlingen aufbe-

wahrt werden. Die Karten können während der Sprechzeiten eingesehen werden. 

§ 3 

Im Schutzgebiet sind Änderungen verboten, welche die Landschaft verunstalten oder die Natur 

schädigen oder den Naturgenuss beeinträchtigen. 

§ 4 

(1) Maßnahmen, die geeignet sind, eine der in § 3 genannten Wirkungen hervorzurufen, bedürfen 

der vorherigen schriftlichen Erlaubnis des Landratsamtes. 

(2) Der Erlaubnis bedürfen insbesondere: 

1. Die Errichtung von Anlagen, die nach der Landesbauordnung in der jeweils geltenden Fas-

sung bauliche Anlagen sind oder als solche gelten, auch wenn sie keiner baurechtlichen 

Entscheidung bedürfen, das gleiche gilt für die der Errichtung gleichgestellten Maßnahmen; 

2. der Gebrauch von Plastikfolien oder ähnlichem Material, das durch Farbe und Art der Ver-

wendung die natürliche Eigenart der Landschaft erheblich beeinträchtigt; 

3. Errichtung oder Änderung von Mauern, Zäunen oder anderen Einfriedigungen, soweit nicht 

bereits Nr.1 Anwendung findet; 

4. Verlegen von ober- und unterirdischen Leitungen aller Art, sowie Aufstellen von Masten und 

Unterstützungen, soweit nicht bereits Nr. 1 Anwendung findet; 

5. die Anlage von Steinbrüchen, Kiesgruben und ähnlichen Materialentnahmestellen, sowie de-

ren Erweiterung, soweit nicht bereits Nr. 1 Anwendung findet; 
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6. Anlage, Erweiterung oder Änderung von Plätzen (Zelt- und Campingplätze, Abstell- und La-

gerplätze u.ä.) soweit nicht bereits Nr. 1 Anwendung findet; 

7. außerhalb der zugelassenen Plätze die Abhaltung von Zeltlagern o.ä. sowie das nicht nur 

vorübergehende Aufstellen einzelner Zelte, Wohn- und Verkaufswagen, auch wenn die Wa-

gen nicht überwiegend ortsfest benutzt werden; 

8. Schaffung, Beseitigung oder Änderung fließender oder stehender Gewässer sowie die Ein-

leitung von Abwässern dorthin, mit Ausnahme von Unterhaltungsmaßnahmen, auch wenn 

sie keiner wasserrechtlichen Entscheidung bedürfen; 

9. Ablagerungen oder auch kurzfristige Lagerung von Abfällen, Schutt, Unrat, Autowracks oder 

ähnlichen Gegenständen, soweit nicht bereits Nr. 1 Anwendung findet; 

10. Anbringen von Plakaten, Schildern, Schrifttafeln und dergleichen, soweit nicht bereits § 7 

des Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes in der jeweils 

geltenden Fassung oder Nr. 1 zutrifft. Hiervon ausgenommen sind Anlagen, die ausschließ-

lich der Verkehrsregelung, der Kennzeichnung von Wanderwegen oder dem Hinweis auf 

den Landschaftsschutz dienen; 

11. Änderung der Bodennutzung, insbesondere Aufforstungen und Errichtung von Intensivobst-

anlagen. Eine nach anderen gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene Genehmigung für 

Aufforstungen, die im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde ergeht, ersetzt die 

nach § 4 Abs. 1 erforderlich Erlaubnis; 

12. Beseitigung oder Änderung wesentlicher Landschaftsbestandteile, insbesondere von Bäu-

men, Hecken, Gebüschen, Feld- und Ufergehölzen, Schilf- und Rohrbeständen, Felsen so-

wie ähnlichen Naturerscheinungen, die zur Zierde und Belebung des Landschaftsbildes bei-

tragen oder im Interesse der Tierwelt Erhaltung verdienen, soweit nicht bereits § 14 Abs. 1 

der Naturschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung zutrifft; 

13. der Betrieb von Maschinen, Geräten und Einrichtungen aller Art, soweit sie lästigen Lärm 

verursachen. 

(3) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die beabsichtigte Maßnahme Wirkungen der in § 3 genann-

ten Art nicht zur Folge hat. Sie ist mit Auflagen oder Bedingungen zu erteilen, wenn dadurch solche 

Wirkungen abgewendet werden können; zur Sicherstellung der Erfüllung der Auflagen kann Si-

cherheitsleistung verlangt werden. In den übrigen Fällen ist die Erlaubnis zu versagen. Will das 

Landratsamt entgegen der Stellungnahme des Kreisbeauftragten für Naturschutz und Landschafts-

pflege eine Erlaubnis erteilen, so ist zuvor die Weisung des Regierungspräsidiums als höhere Na-

turschutzbehörde einzuholen. 

(4) Soweit für Bauvorhaben die Zustimmung des Regierungspräsidiums als höhere Verwaltungsbe-

hörde nach § 36 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugesetzes in der jeweils geltenden Fassung erforder-

lich ist, muß auch die Zustimmung des Regierungspräsidiums als höhere Naturschutzbehörde ein-

geholt werden. Eine allgemeine Festlegung nach § 36 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes kann mit 

einer entsprechenden Regelung des Regierungspräsidiums als höhere Naturschutzbehörde ver-

bunden werden. 

(5) Genehmigungs-, Erlaubnis und Anzeigepflichten nach anderen gesetzlichen Vorschriften blei-

ben unberührt. 
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§ 5 

(1) Die §§ 3 und 4 finden keine Anwendung auf das Landschaftsbild schonende Änderungen, 

1. durch die Acker in Grünland oder Grünland in Acker umgewandelt wird oder 

2. die nach den Regeln einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung zur land- und forstwirtschaft-

lichen Nutzung erforderlich sind, soweit es sich nicht um Neuaufforstungen, Errichtung von 

Intensivobstanlagen (§ 4 Abs. 2 Ziff. 11), die in § 4 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3, 8 genannten Änderun-

gen oder um Eingriffe handelt, die eine wesentliche Änderung der Landschaftsstruktur zur 

Folge haben. 

§ 6 

Keiner Erlaubnis bedarf das Errichten einfacher, aus Holz gefertigter Jagdhochsitze, die in Wald-

ränder oder Baumbestände eingebunden sind, das Aufstellen einfacher Wildfutterstellen sowie die 

Errichtung forstlicher Kulturzäune. 

§ 7 

(1) In besonderen Fällen, namentlich wenn überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit vor-

liegen, kann das Landratsamt mit Zustimmung des Regierungspräsidiums als höhere Naturschutz-

behörde Ausnahmen von § 3 zulassen. 

(2) Die Ausnahme kann mit Auflagen oder Bedingungen versehen sowie widerruflich oder befristet 

zugelassen werden. § 4 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

§ 8 

Bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits vorhandene Verunstaltungen sind auf Verlangen des 

Landratsamtes ganz oder teilweise zu beseitigen, wenn dies den Betroffenen zuzumuten und ohne 

größere Aufwendungen möglich ist. Behördlich genehmigte Anlagen werden hierdurch nicht be-

rührt. 

§ 9 

Wer in dem Schutzgebiet 

1. entgegen § 3 die Landschaft verunstaltet oder die Natur schädigt, oder den Naturgenuss be-

einträchtigt, 

2. entgegen § 4 Maßnahmen, die geeignet sind, eine der in § 3 genannten Wirkungen hervor-

zurufen, ohne vorherige schriftliche Erlaubnis des Landratsamtes vornimmt, handelt ord-

nungswidrig im Sinne des § 13 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 

Reichsnaturschutzgesetzes vom 08. Juni 1959 (GBl. S. 53), zuletzt geändert durch das 

Zweite Gesetz über die Änderung von Zuständigkeiten der Ministerien vom 25. Juli 1972 

(GBl. S. 400) und kann mit einer Geldbuße belegt werden. 
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§ 10 

(1) Folgende Verordnungen treten mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung außer Kraft: 

1. Die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen über die einstweilige Sicherstellung der 

Landschaftsteile "Albberge zwischen Echaz und Erms" und "Buchhalde Etzenberg" vom 

30.12.1960; 

2. Die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen über das Landschaftsschutzgebiet "Uracher 

Wasserfall-Schlossberg" vom 06.02.1959. 

(2) Von den Bestimmungen dieser Verordnung bleiben unberührt: 

1. die Verordnung des Württembergischen Kultusministers vom 09.02.1938 über das Natur-

schutzgebiet "Greuthau" auf Markung Honau; 

2. die Verordnung des Württembergischen Kultusministers über das Naturschutzgebiet "Ursu-

lahochberg" auf Markung Pfullingen vom 18.07.1941; 

3. die Verordnung des Württembergischen Kultusministers über das Naturschutzgebiet "Näge-

lefelsen" auf Markung Urach vom 23.08.1937; 

4. die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen über das Landschaftsschutzgebiet "Achalm" 

auf den Markungen Reutlingen und Eningen u.A. 

§ 11 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Im Geltungsbereich der Verord-

nung des Württembergischen Kultusministers zum Schutz des Landschaftsteils "Erkenbrechtswei-

ler-Berghalbinsel Jusi" (Kreis Nürtingen und Reutlingen) vom 25.10.1939, jedoch erst am Tage des 

Erlöschens dieser Verordnung, die demnächst durch eine Änderungsverordnung des Ministeriums 

für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt - soweit dies den Landkreis Reutlingen betrifft - außer 

Kraft treten wird. 

Reutlingen, den 04. Januar 1974 

Landratsamt 

Müller, Landrat 

 

Änderung: 
Verordnung des Landratsamtes Reutlingen als untere Naturschutzbehörde zur Änderung der Verordnung über 
das Landschaftsschutzgebiet "Reutlinger/Uracher Alb" vom 23. November 1978 (GBl. S. 638). 
 

Aufgrund der §§ 22, 58 Abs. 3 und 4 und 64 Abs. 1 Nr. 2 des Naturschutzgesetzes (NatSchG) vom 

21. Oktober 1975 (GBl. S. 654) geändert durch das Landeswaldgesetz vom 10. Februar 1976 (GBl. 

S. 99), wird mit Zustimmung des Regierungspräsidiums Tübingen als höhere Naturschutzbehörde 

verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen als untere Naturschutzbehörde über das Land-

schaftsschutzgebiet "Reutlinger/Uracher Alb" vom 04. Januar 1974 wird wie folgt geändert: 
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In § 2 Abs. 2 erhält die Beschreibung der Landschaftsschutzgebietsgrenze auf Gemarkung Urach 

folgende Fassung: 

"Auf Gemarkung Urach ist ausgenommen: die gesamte Tallage und zwar im Norden das Elsachtal, 

seitlich bis zur Waldgrenze und talaufwärts bis zum Pfählhof, die Zittelstatt seitlich bis zur Wald-

grenze bzw. zur B 28 und talauf bis zum Ende der heute bestehenden Bebauung; das Ermstal seit-

lich bis zur Waldgrenze bzw. zur Ortsverbindungsstraße Urach/Hülben und talauf bis zum Ende der 

heute bestehenden Bebauung; vom Seltbachtal ist nur ein kleiner, bis etwa zum Freibad reichender 

Markungsteil ausgenommen und vom Maisental ist nur das Gebiet zwischen Schlossberg, Flur-

stück Nr. 2700/7, Vic.W. 1/2, Weg Nr. 50 und Gewann Schmiede ausgenommen. Die Land-

schaftsschutzgebietsgrenze folgt im Gewann Am Galgengässle in einem ca. 150 m breiten Streifen 

dem Wald entlang bis zur Markungsgrenze im Norden". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Reutlingen, den 23. November 1978 

Müller 

 

Änderungen: 

Durch VO vom 05.09.1983 (NSG 4111 "Wendelstein") Fläche um 5 ha verringert. 

Durch VO vom 15.10.1983 (NSG 4112 "Rutschen") Fläche um 232 ha verringert. 

Durch VO vom 06.11.1985 (NSG 4130 und LSG 4.15.136 "Goldland-Klausenberg") Fläche um 

117 ha verringert. 

Durch VO vom 12.10.1987 (NSG 4141 "Kugelberg") Fläche um 27 ha verringert. 

Durch VO vom 06.08.1992 (Änderung) Fläche um 11 ha verringert. 

 

Änderung: 
Verordnung des Landratsamtes Reutlingen als untere Naturschutzbehörde zur Änderung der Verordnung über 
das Landschaftsschutzgebiet "Reutlinger-Uracher Alb" vom 04.01.1974 i. d. F. vom 23.11.1978, vom 
06.08.1992 (Amtsblatt Lichtenstein vom 22.08.1992). 

Aufgrund der §§ 22, 58 Abs. 3 und 4, 64 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zum Schutz der Natur, zur 

Pflege der Landschaft und über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzge-

setz - NatSchG) vom 21.10.1975 (GBl. S. 654) in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Na-

turschutzgesetzes (Biotopschutzgesetz) vom 10.11.1991 (GBl. S. 701), zuletzt geändert am 

12.12.1991 (GBl. S. 848), wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Landratsamtes Reutlingen als untere Naturschutzbehörde über das Land-

schaftsschutzgebiet "Reutlinger-Uracher Alb" vom 04.01.1974 i. d. F. vom 23.11.1978 wird wie folgt 

geändert: 
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(1) In § 2 Abs. 1 wird die Zahl "9476" durch die Zahl "9465" ersetzt. 

(2) In § 2 Abs. 2 erhält die Beschreibung der Landschaftsschutzgebietsgrenzen auf Gemarkung 

Holzelfingen der Gemeinde Lichtenstein folgende Fassung: 

Auf Gemarkung Holzelfingen verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebietes zunächst eben-

falls auf der Ortsverbindungsstraße Ohnastetten/Holzelfingen bis zur Abzweigung zum Stahlecker 

Hof, durchschneidet in nordwestlicher Richtung den Wald (Leimberg) und verläuft von dort auf die 

Gemarkungsgrenze bei der Ruine Greifenstein zu, folgt dann der Gemarkungsgrenze im Norden 

bis zum Burgholz und verläuft dort unter Ausschluss des Sportgeländes entlang des Burgsteins, 

von dort aus entlang des Feldweges 2077 zum Feldweg 2869, im weiteren Verlauf zum Feldweg 

3830. Danach grenzt die Landschaftsschutzgebietsgrenze an das Gewann "Am Kugelbühl" an und 

verläuft von dort nach Osten am Weg entlang zur Manentalstraße (Feldweg 267), der sie südlich 

bis zur L 387 folgt. Ab hier verläuft die Landschaftsschutzgebietsgrenze nach Süden entlang der 

L 387 bis zur Gemarkungsgrenze Honau. 

(3) In § 2 Abs. 3 werden nach Satz 1 folgende Sätze 2 und 3 eingefügt: 

"Die Schutzgebietsänderungen auf Gemarkung Holzelfingen, Gemeinde Lichtenstein, sind in 2 

Flurkarten des Landratsamtes Reutlingen vom 29.04.1992 und in einer Flurkarte des Landratsam-

tes Reutlingen vom 07.02.1992 jeweils im Maßstab 1 : 2 500 und in einer Übersichtskarte des 

Landratsamtes Reutlingen vom 29.04.1992 im Maßstab 1 : 25 000 gekennzeichnet und grün ange-

legt. Die Karten sind Bestandteil der Verordnung." 

Der bisherige Satz 2 wird zum Satz 4. Er erhält folgenden neuen Wortlaut: "Die Verordnung mit 

Karten wird beim Landratsamt Reutlingen in Reutlingen zur kostenlosen Einsicht durch jedermann 

während der Dienststunden niedergelegt." 

(4) In § 9 werden die Worte "§ 13 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 

Reichsnaturschutzgesetzes vom 08. Juni 1959 (Gesetzblatt S. 53), zuletzt geändert durch das 

Zweite Gesetz über die Änderung von Zuständigkeiten der Ministerien vom 25. Juli 1972 (Gesetz-

blatt S. 400)" ersetzt durch die Worte "§ 64 Abs. 1 Nr. 2 Naturschutzgesetz". 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

(2) Es wird darauf hingewiesen, dass eine etwaige Verletzung von in § 59 NatSchG bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften nach § 60a NatSchG unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb 

eines Jahres nach Erlass dieser Verordnung gegenüber dem Landratsamt Reutlingen schriftlich 

geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 

Reutlingen, den 06.08.1992 

Dr. Wais, Landrat 

 

Änderung:  

Durch VO vom 02.11.1993 (NSG 4230 "Hohenäcker-Imenberg") Fläche um 65 ha verringert. 
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Natura 2000-Gebiete:  
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

§ 31 BNatSchG – Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“  

Der Bund und die Länder erfüllen die sich aus den Richtlinien 92/43/EWG und 79/409/EWG erge-

benden Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz des zusammenhängenden europäischen ökologi-

schen Netzes „Natura 2000“ im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 92/43/EWG. 

§ 32 BNatSchG – Schutzgebiete 

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 

92/43/EWG und Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG zu benennen sind, nach den in 

diesen Vorschriften genannten Maßgaben aus. Sie stellen das Benehmen mit dem Bundesministe-

rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit her. Dieses beteiligt die anderen fachlich be-

troffenen Bundesministerien und benennt die ausgewählten Gebiete der Kommission. Es übermit-

telt der Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, 

die zur Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG einschließ-

lich der Zahlung eines finanziellen Ausgleichs insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft erfor-

derlich ist.  

(2) Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG aufgenomme-

nen Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4 dieser Richtlinie und die nach Artikel 4 

Absatz 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG benannten Gebiete entsprechend den jeweiligen Erhal-

tungszielen zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 zu erklä-

ren.  

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen 

und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. Es soll dargestellt werden, ob prioritäre natürliche 

Lebensraumtypen oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch geeignete Gebote und Verbote 

sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustellen, dass den Anforderungen des Arti-

kels 6 der Richtlinie 92/43/EWG entsprochen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben un-

berührt. 

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen 

Rechtsvorschriften einschließlich dieses Gesetzes und gebietsbezogener Bestimmungen des Lan-

desrechts, nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder 

gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz gewähr-

leistet ist. 

(5) Für Natura 2000-Gebiete können Bewirtschaftungspläne selbständig oder als Bestandteil ande-

rer Pläne aufgestellt werden. 

(6) Die Auswahl und die Erklärung von Gebieten im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und des Absatzes 

2 im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels zu ge-

schützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 richten sich nach § 57.  

§ 33 BNatSchG – Allgemeine Schutzvorschriften 

(1) Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 
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2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-

standteilen führen können, sind unzulässig. Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige 

Behörde kann unter den Voraussetzungen des § 34 Absatz_ 3 bis 5 Ausnahmen von dem Verbot 

des Satzes 1 sowie von Verboten im Sinne des § 32 Absatz 3 zulassen. 

(2) Bei einem Gebiet im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG gilt während der 

Konzertierungsphase bis zur Beschlussfassung des Rates Absatz 1 Satz 1 im Hinblick auf die in 

ihm vorkommenden prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten entsprechend. 

Die §§ 34 und 36 finden keine Anwendung.  

§ 34 BNatSchG – Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen 

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungs-

zielen eines Natura 2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit 

anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, und nicht 

unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen. Soweit ein Natura 2000-Gebiet ein geschützter Teil 

von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die Maßstäbe für die Ver-

träglichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu erlassenen Vorschriften, wenn hierbei die jeweili-

gen Erhaltungsziele bereits berücksichtigt wurden. Der Projektträger hat die zur Prüfung der Ver-

träglichkeit sowie der Voraussetzungen nach den Absätzen 3 bis 5 erforderlichen Unterlagen 

vorzulegen. 

(2) Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen des 

Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen füh-

ren kann, ist es unzulässig. 

(3) Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 

1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 

sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 

2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder 

mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind. 

(4) Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder 

prioritäre Arten betroffen werden, können als zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen 

Interesses nur solche im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Si-

cherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den maßgeb-

lich günstigen Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden. Sonstige Grün-

de im Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 können nur berücksichtigt werden, wenn die zuständige 

Behörde zuvor über das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine 

Stellungnahme der Kommission eingeholt hat.  

(5) Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, zugelassen oder durchgeführt 

werden, sind die zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendigen 

Maßnahmen vorzusehen. Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission über das Bundes-

ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über die getroffenen Maßnahmen. 

(6) Bedarf ein Projekt im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, das nicht von einer Behörde durchgeführt 

wird, nach anderen Rechtsvorschriften keiner behördlichen Entscheidung oder Anzeige an eine 

Behörde, so ist es der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde anzuzeigen. 
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Diese kann die Durchführung des Projekts zeitlich befristen oder anderweitig beschränken, um die 

Einhaltung der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 sicherzustellen. Trifft die Behörde innerhalb 

eines Monats nach Eingang der Anzeige keine Entscheidung, kann mit der Durchführung des Pro-

jekts begonnen werden. Wird mit der Durchführung eines Projekts ohne die erforderliche Anzeige 

begonnen, kann die Behörde die vorläufige Einstellung anordnen. Liegen im Fall des Absatzes 2 

die Voraussetzungen der Absätze 3 bis 5 nicht vor, hat die Behörde die Durchführung des Projekts 

zu untersagen. Die Sätze 1 bis 5 sind nur insoweit anzuwenden, als Schutzvorschriften der Länder, 

einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine strengeren Regelungen für 

die Zulässigkeit von Projekten enthalten. 

(7) Für geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 und gesetzlich ge-

schützte Biotope im Sinne des § 30 sind die Absätze 1 bis 6 nur insoweit anzuwenden, als die 

Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine stren-

geren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthalten. Die Verpflichtungen nach Absatz 4 

Satz 2 zur Beteiligung der Kommission und nach Absatz 5 Satz 2 zur Unterrichtung der Kommissi-

on bleiben unberührt. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten mit Ausnahme von Bebauungsplänen, die eine Planfeststellung er-

setzen, nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches in Gebieten mit Bebauungs-

plänen nach § 30 des Baugesetzbuches und während der Planaufstellung nach § 33 des Bauge-

setzbuches.  

§ 35 BNatSchG – Gentechnisch veränderte Organismen 

Auf 

1. Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen im Sinne des § 3 Nummer 5 des Gen-

technikgesetzes und 

2. die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von rechtmäßig in Verkehr gebrachten 

Produkten, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten oder aus solchen bestehen, 

sowie den sonstigen, insbesondere auch nicht erwerbswirtschaftlichen, Umgang mit solchen 

Produkten, der in seinen Auswirkungen den vorgenannten Handlungen vergleichbar ist, in-

nerhalb eines Natura 2000-Gebiets  

ist § 34 Absatz 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 36 BNatSchG – Pläne 

Auf 

1. Linienbestimmungen nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes und § 13 des Bundeswas-

serstraßengesetzes sowie  

2. Pläne, die bei behördlichen Entscheidungen zu beachten oder zu berücksichtigen sind 

ist § 34 Absatz 1 bis 5 entsprechend anzuwenden. Bei Raumordnungsplänen im Sinne des § 3 Ab-

satz 1 Nummer 7 des Raumordnungsgesetzes und bei Bauleitplänen und Satzungen nach § 34 

Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches findet § 34 Absatz 1 Satz 1 keine Anwendung.  
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FFH-Gebiete  

FFH-Gebiet Nr. 7521-342 „Mittleres Albvorland bei Reutlingen“ 

Regierungsbezirk Kreis Gemeinde 

Stuttgart 
Tübingen 

Esslingen 
Reutlingen 

Eningen unter Achalm
Metzingen 
Neckartenzlingen 
Pfullingen 

Pliezhausen 
Reutlingen 
Riederich 

Gebietsnummer TK25-Nummer Gebietsbezeichnung Naturraum 

7521-342 7421, 7520, 7521 Mittleres Albvorland bei 
Reutlingen 

10 Schwäbisches Keuper-
Liasland 

Gesamtfläche und Flächenbilanz (Angaben in Hektar (ha)) 

Gesamtfläche des Gebietes 
Flächenanteil der Naturschutzgebiete 
Flächenanteil der Naturparke 
Flächenanteil der Landschaftsschutzgebiete 
Schutzgebietsflächenanteil gesamt 

1140,9 
127,2 
0 
106,9 
234,0 

 Das Natura 2000-Gebiet umfasst die folgenden Schutzgebiete ganz oder teilweise: 

LfU-Nummer Name 

NSG 4.297 
NSG 4.177 
LSG 4.15.135 
LSG 4.15.005 

Listhof 
Wagenhals 
Reutlinger und Uracher Alb 
Achalm 

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Lebensräume nach Anhang I der FFH-Richtlinie 
(fett- prioritäre Lebensräume) 

Code Lebensraum  

6210 
6510 
9110 
9130 
9160 
9180 
91E0 

Kalk-Magerrasen (orchideenreiche Bestände*) 
Magere Flachland-Mähwiesen 
Hainsimsen-Buchenwald 
Waldmeister-Buchenwald 
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald 
Schlucht- und Hangmischwälder* 
Auenwälder mit Erle, Esche, Weide* 

 

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Tier- und Pflanzenarten nach Anhang II der FFH-
Richtlinie (fett - prioritäre Arten) 

Code Art lateinischer Name   

1083 
1193 
1323 
1324 
1381 
1084 

Hirschkäfer 
Gelbbauchunke 
Bechsteinfledermaus 
Großes Mausohr 
Grünes Besenmoos 
Eremit* 

Lucanus cervus 
Bombina variegata 
Myotis bechsteini 
Myotis myotis 
Dicranum viride 
Osmoderma eremita 

Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
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FFH-Gebiet Nr. 7521-341 „Albtrauf Pfullingen“ 

(Bereich im Süden und Osten der Gemarkung inkl. südlicher Teilbereich des Gutenbergs) 

Regierungsbezirk Kreis Gemeinde 

Tübingen Reutlingen Engstingen 
Eningen unter Achalm 

Lichtenstein  
Pfullingen 

Sonnenbühl 
St. Johann 

Gebietsnummer TK25-Nr. Gebietsbezeichnung Naturraum 

7521-341 7521, 
7621 

Albtrauf Pfullingen 09 Schwäbische Alb 
10 Schwäbisches Keuper-Liasland 

Gesamtfläche und Flächenbilanz (Angaben in Hektar (ha)) 

Gesamtfläche des Gebietes 
Flächenanteil der Naturschutzgebiete 
Flächenanteil der Naturparke 
Flächenanteil der Landschaftsschutzgebiete 
Schutzgebietsflächenanteil gesamt 

3678,7 
430,6 
0 
1446,4 
1877,1 

 Das Natura 2000-Gebiet umfasst die folgenden Schutzgebiete ganz oder teilweise: 

LfU-Nummer Name LfU-Nummer Name 

NSG 4.230 
NSG 4.141 
NSG 4.111 
NSG 4.029 

Hohenäcker-Imenberg 
Kugelberg 
Wendelstein 
Ursulahochberg 

NSG 4.009 
NSG 4.231 
NSG 4.074 
LSG 4.15.135 

Greuthau 
Wonhalde-Spielberg 
Ohnastetter Bühl 
Reutlinger und Uracher Alb 

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Lebensräume nach Anhang I der FFH-Richtlinie 
(fett- prioritäre Lebensräume) 

Code Lebensraum  

3260 
5130 
6110 
6210 
6430 
6510 
7220 
8160 
8210 
8310 
9130 
9150 
9170 
9180 
91E0 

Fließgewässer mit flutender Wasservegetation 
Wacholderheiden 
Kalk-Pionierrasen* 
Kalk-Magerrasen (orchideenreiche Bestände*) 
Feuchte Hochstaudenfluren 
Magere Flachland-Mähwiesen 
Kalktuffquellen* 
Kalkschutthalden* 
Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation 
Höhlen 
Waldmeister-Buchenwald 
Orchideen-Buchenwälder 
Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald 
Schlucht- und Hangmischwälder* 
Auenwälder mit Erle, Esche, Weide* 

 

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Tier- und Pflanzenarten nach Anhang II der FFH-
Richtlinie (fett - prioritäre Arten) 

Code Art lateinischer Name   

1193 
1078 
1087 

Gelbbauchunke 
Spanische Flagge* 
Alpenbock* 

Bombina variegata 
Callimorpha quadripunctaria 
Rosalia alpina 

Foto 
Foto 
Foto 
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FFH-Gebiet Nr. 7522-341 „Uracher Talspinne“ 

(Nördliche Gemarkung, ab nördlicher Teilbereich des Gutenbergs) 

Regierungsbezirk Kreis Gemeinde 

Tübingen Reutlingen Bad Urach 
Dettingen an der Erms 
Eningen unter Achalm 
Grabenstetten 
Gutsbezirk Münsingen 

Hülben 
Metzingen 
Münsingen 
Römerstein 
St. Johann 

Gebietsnr. TK25-Nummer Gebietsbezeichnung Naturraum 

7522-341 7421, 7422, 7521, 
7522, 7523 

Uracher Talspinne 09 Schwäbische Alb 
10 Schwäbisches Keuper-Liasland 

Gesamtfläche und Flächenbilanz (Angaben in Hektar (ha)) 

Gesamtfläche des Gebietes 
Flächenanteil der Naturschutzgebiete 
Flächenanteil der Naturparke 
Flächenanteil der Landschaftsschutzgebiete 
Schutzgebietsflächenanteil gesamt 

4736,8 
244,4 
0 
3345,7 
3590,2 

 Das Natura 2000-Gebiet umfasst die folgenden Schutzgebiete ganz oder teilweise: 

LfU-Nummer Name 

NSG 4.004 
NSG 4.112 
NSG 4.130 
LSG 4.15.123 
LSG 4.15.113 
LSG 4.15.122 
LSG 4.15.127 
LSG 4.15.135 
LSG 4.15.121 

Nägelesfelsen 
Rutschen 
Goldland-Klausenberg 
Wolfsschlucht 
Öde im Hartberg 
Brunnhalde südlich Hof Hohenwittlingen 
Fischburgtal 
Reutlinger und Uracher Alb 
Waldkopf östlich der Ruine Hohenwittlingen 

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Lebensräume nach Anhang I der FFH-Richtlinie 
(fett- prioritäre Lebensräume) 

Code Lebensraum  

3260 
5130 
6110 
6210 
6430 
6510 
7220 
8160 
8210 
8310 
9130 
9150 
9170 
9180 
91E0 

Fließgewässer mit flutender Wasservegetation 
Wacholderheiden 
Kalk-Pionierrasen* 
Kalk-Magerrasen (orchideenreiche Bestände*) 
Feuchte Hochstaudenfluren 
Magere Flachland-Mähwiesen 
Kalktuffquellen* 
Kalkschutthalden* 
Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation 
Höhlen 
Waldmeister-Buchenwald 
Orchideen-Buchenwälder 
Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald 
Schlucht- und Hangmischwälder* 
Auenwälder mit Erle, Esche, Weide* 
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Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Tier- und Pflanzenarten nach Anhang II der FFH-
Richtlinie (fett - prioritäre Arten) 

Code Art lateinischer Name   

1083 
1163 
1304 
1308 
1323 
1324 
1882 
1078 
1087 

Hirschkäfer 
Groppe 
Große Hufeisennase 
Mopsfledermaus 
Bechsteinfledermaus 
Großes Mausohr 
Dicke Trespe 
Spanische Flagge* 
Alpenbock* 

Lucanus cervus 
Cottus gobio 
Rhinolophus ferrumequinum 
Barbastella barbastellus 
Myotis bechsteini 
Myotis myotis 
Bromus grossus 
Callimorpha quadripunctaria 
Rosalia alpina 

Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
Foto 
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Vogelschutzgebiet 

Vogelschutzgebiet Nr. 7422-441 „Mittlere Schwäbische Alb“ 

Gebietsnr. TK25-Nummer Gebietsbezeichnung Naturraum 

7422-441 7322, 7323, 7324, 7325, 
7421, 7422, 7423, 7424, 
7425, 7520, 7521, 7522, 
7523, 7620, 7621 

Mittlere Schwäbische 
Alb 

09 Schwäbische Alb 
10 Schwäbisches Keuper-
Liasland 

Regierungsbezirk 
(Flächenanteil [ha]) 

Kreis 
(Flächenanteil [ha]) 

Gemeinde 
(Flächenanteil [ha]) 

Stuttgart (18464 ha) 
Tübingen (21102 ha) 

Alb-Donau-Kreis (124 ha) 
Esslingen (5815 ha) 
Göppingen (12649 ha) 
Reutlingen (18979 ha) 
Tübingen (1690 ha) 
Zollernalbkreis (309 ha) 

Aichelberg (103 ha) 
Bad Ditzenbach (1394 ha) 
Bad Überkingen (2000 ha) 
Bad Urach, Stadt (3102 ha) 
Beuren (202 ha) 
Bissingen an der Teck (741 ha) 
Böhmenkirch (379 ha) 
Boll (371 ha) 
Burladingen, Stadt (308 ha) 
Deggingen (1669 ha) 
Dettingen an der Erms (592 ha) 
Dettingen unter Teck (<1 ha) 
Donzdorf, Stadt (4 ha) 
Dürnau (133 ha) 
Engstingen (218 ha) 
Eningen unter Achalm (1015 ha) 
Erkenbrechtsweiler (549 ha) 
Eschenbach (51 ha) 
Gammelshausen (89 ha) 
Geislingen an der Steige, Stadt (1290 ha)
Gingen an der Fils (261 ha) 
Göppingen, Stadt (9 ha) 
Grabenstetten (1074 ha) 
Gruibingen (2045 ha) 
Gutsbezirk Münsingen, gemfr. Gebiet 
(6135 ha) 
Hechingen, Stadt (1 ha) 
Heiningen (215 ha) 
Heroldstatt (42 ha) 
Hülben (482 ha) 
Kohlberg (17 ha) 
Kuchen (313 ha) 
Laichingen, Stadt (66 ha) 
Lenningen (2442 ha) 
Lichtenstein (1809 ha) 
Metzingen, Stadt (365 ha) 
Mössingen, Stadt (1690 ha) 
Mühlhausen im Täle (246 ha) 
Münsingen, Stadt (177 ha) 
Neidlingen (578 ha) 
Neuffen, Stadt (445 ha) 
Owen, Stadt (184 ha) 
Pfullingen, Stadt (1390 ha) 
Reutlingen, Stadt (801 ha) 
Römerstein (120 ha) 
Sankt Johann (269 ha) 
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Schelklingen, Stadt (16 ha) 
Schlat (293 ha) 
Sonnenbühl (1431 ha) 
Süßen (327 ha) 
Weilheim an der Teck, Stadt (657 ha) 
Wiesensteig, Stadt (1459 ha) 
Zell unter Aichelberg (1 ha) 

Gesamtfläche und Flächenbilanz in ha (Ungefährer prozentualer Anteil) 

Gesamtfläche des Gebietes* 
Flächenanteil der Naturschutzgebiete 
Flächenanteil der Naturparke 
Flächenanteil der Landschaftsschutzgebiete 
Flächenanteil der FFH-Gebiete 
Flächenanteil der § 32/WBK-Gebiete** 
Flächenanteil der Bannwaldgebiete 
Flächenanteil der Schonwaldgebiete 
geschützte Fläche gesamt*** 

39566 
4759 (12 %) 
0 
17910 (45 %) 
28395 (72 %) 
4232 (11 %) 
294 (1 %) 
730 (2 %) 
35812 (91 %) 

*Die Gesamtfläche eines Vogelschutzgebiets kann von der Summe der Gemeinde- bzw. Kreisflächen 
abweichen, da auch gemeindefreie Wasserflächen des Bodensees ausgewiesen wurden und weil die 
Vogelschutzgebiete auf einer anderen Maßstabsebene als die Verwaltungseinheiten abgegrenzt sind. 
**Besonders geschützte Biotope nach § 32 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg und Biotopschutz-
wald nach § 30a Landeswaldgesetz (WBK = Waldbiotopkartierung) 
***Da sich die Flächen mit verschiedenen Schutzstatus überlagern können, ist die Gesamtfläche nicht 
automatisch die Summe der geschützten Flächen! 

Das Natura 2000-Gebiet umfasst die folgenden Schutzgebiete ganz oder teilweise: 
(NSG = Naturschutzgebiet, LSG = Landschaftsschutzgebiet, BNW = Bannwald, SCW = 
Schonwald, NP = Naturpark, FFH = Schutzgebiet nach der Fauna, Flora, Habitat-Richtlinie) 

LUBW-Nummer Name (Flächenanteil [ha]) 

SCW 47 Teckberg (136 ha) 
SCW 383 Stöffelberg/Pfullinger Berg (109 ha) 
SCW 17 Burghalde (12 ha) 
SCW 81 Magental (47 ha) 
SCW 102 Schröcke (76 ha) 
SCW 119 Lauingsfirst (21 ha) 
SCW 137 Dettinger Sommerberg (94 ha) 
SCW 319 Hohenneuffen (90 ha) 
SCW 292 Filsenberg (9 ha) 
SCW 294 Hinterwies (3 ha) 
SCW 296 Dreifürstenstein (17 ha) 
SCW 318 Jusiberg (42 ha) 
SCW 222 Bergrutsch am Hirschkopf (33 ha) 
SCW 16 Märzenhalde (41 ha) 
NSG 4.140 Taubenäcker (10 ha) 
NSG 4.130 Goldland-Klausenberg (116 ha) 
NSG 4.112 Rutschen (230 ha) 
NSG 4.111 Wendelstein (10 ha) 
NSG 4.105 Filsenberg (36 ha) 
NSG 4.029 Ursulahochberg (9 ha) 
NSG 4.004 Nägelesfelsen (13 ha) 
NSG 1.265 Tobeltal mit Mittagsfels und Wielandstein (132 ha) 
NSG 4.141 Kugelberg (27 ha) 
NSG 4.281 Öschenbachtal (69 ha) 
NSG 4.009 Greuthau (192 ha) 
NSG 4.145 Bergrutsch am Hirschkopf (33 ha) 
NSG 4.167 Einwinkel (9 ha)  
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NSG 4.200 Hochwiesen-Pfullinger Berg (69 ha) 
NSG 4.201 Ruchberg (24 ha) 
NSG 4.203 Unter Lauhern (7 ha) 
NSG 4.230 Hohenäcker-Imenberg (75 ha) 
NSG 1.262 Kornberg (190 ha) 
NSG 4.236 Eckenlauh-Weisgerberberg (39 ha) 
NSG 1.226 Neuffener Hörnle-Jusenberg (47 ha) 
NSG 4.311 Echazaue (33 ha) 
NSG 1.013 Schopflocher Moor (Torfgrube) (51 ha) 
NSG 4.231 Wonhalde - Spielberg (116 ha) 
NSG 1.100 Autal (44 ha) 
NSG 1.024 Eichhalde (5 ha) 
NSG 1.029 Randecker Maar mit Zipfelbachschlucht (111 ha) 
NSG 1.031 Hausener Wand (80 ha) 
NSG 1.068 Neuffener Heide (2 ha) 
NSG 1.070 Sterneck (6 ha) 
NSG 1.072 Erkenbergwasen (15 ha) 
NSG 1.237 Teck (267 ha) 
NSG 1.092 Oberer Berg (19 ha) 
NSG 1.261 Rufsteinhänge und Umgebung (247 ha) 
NSG 1.105 Rohrachtal (13 ha) 
NSG 1.113 Nordalbhänge: Ottenwang-Ungerhalde-Sommerberg (91 ha) 
NSG 1.230 Kurzer Wasen - Roter Wasen (24 ha) 
NSG 1.170 Dalisberg (Tälesberg) (30 ha) 
NSG 1.175 Haarberg-Wasserberg (112 ha) 
NSG 1.190 Unter dem Burz (14 ha) 
NSG 1.192 Jusi - Auf dem Berg (47 ha) 
NSG 1.193 Teufelsloch-Kaltenwang (114 ha) 
NSG 1.212 Eybtal mit Teilen des Längen- und Rohrachtales (1289 ha) 
NSG 1.152 Oberes Lenninger Tal mit Seitentälern (588 ha) 
NSG 1.074 Heide am Hillenwang (19 ha) 
NSG 1.241 Galgenberg (86 ha) 
LSG 1.16.045 Albtrauf Beuren (22 ha) 
LSG 1.16.034 Schopflocher Berghalbinsel mit den Hängen der Teck (763 ha) 
LSG 1.16.033 Unterlenningen (255 ha) 
LSG 1.16.026 Erkenbrechtsweiler Berghalbinsel (mit Hörnle und Jusi) (1049 ha) 
LSG 1.16.016 Neidlinger Tal (545 ha) 
LSG 1.16.048 Albtrauf Oberlenningen (299 ha) 
LSG 1.17.028 Sommerschafweide an der Heiligenhalde (<1 ha) 
LSG 1.16.006 Weilheim an der Teck auf Gemarkungen Weilheim und Hepsisau (605 ha) 
LSG 1.17.014 Sommerschafweide auf der Nordalb im Rennhau und am Wacholder (117 ha)
LSG 4.15.088 Sommerschafweide im Buch (<1 ha) 
LSG 4.15.113 Öde im Hartberg (9 ha) 
LSG 4.15.114 Öde und Sommerschafweide unter dem Ernstfeld (9 ha) 
LSG 4.15.121 Waldkopf östlich der Ruine Hohenwittlingen (1 ha) 
LSG 4.15.122 Brunnhalde südlich Hof Hohenwittlingen (1 ha) 
LSG 4.15.123 Wolfsschlucht (1 ha) 
LSG 1.17.071 Bad Ditzenbach (1306 ha) 
LSG 4.15.135 Reutlinger und Uracher Alb (6122 ha) 
LSG 4.15.127 Fischburgtal (89 ha) 
LSG 4.15.137 Unter Lauhern (18 ha) 
LSG 4.16.009 Albrand (1428 ha) 
LSG 4.16.022 Öschenbachtal (46 ha) 
LSG 4.17.048 Oberes Starzeltal und Zollerberg (308 ha) 
LSG 4.25.119 Laichingen (63 ha) 
LSG 4.25.123 Heroldstatt (41 ha) 
LSG 4.25.133 Westerheim (<1 ha) 
LSG 1.16.049 Owen (5 ha)  
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LSG 1.17.029 Sommerschafweide am Kahlenstein (6 ha) 
LSG 4.15.136 Goldland-Klausenberg (<1 ha) 
LSG 1.17.067 Oberes Filstal - Stadt Wiesensteig (1052 ha) 
LSG 1.16.078 Gebiete um Bissingen und Ochsenwang (577 ha) 
LSG 1.16.086 Neuffen auf Gemarkungen Neuffen und Kappishäusern (2 Teilgeb (359 ha) 
LSG 1.17.006 Wasserberg (2 Teilgebiete) (34 ha) 
LSG 1.17.027 Sommerschafweide an der Eichhalde (7 ha) 
LSG 1.16.064 Albtrauf Kohlberg (<1 ha) 
LSG 1.17.030 Sommerschafweide am Kuchberg (50 ha) 
LSG 1.17.041 Haarberg (2 ha) 
LSG 1.17.046 Märzenhalde (11 ha) 
LSG 1.17.051 Weigoldsberg (217 ha) 
LSG 1.17.052 Albtrauf im Raum Bad Boll (609 ha) 
LSG 1.17.054 Hausener Wand (16 ha) 
LSG 1.17.063 Hungerberg - Schildwacht (63 ha) 
LSG 1.17.065 Oberes Filstal - Gemeinde Mühlhausen im Täle (2 Teilgebiete) (217 ha) 
LSG 1.17.066 Oberes Filstal - Gemeinde Gruibingen (1579 ha) 
LSG 1.17.008 Burren (11 ha) 
FFH 7423-342 Filsalb (4941 ha) 
FFH 7422-342 Hohenneuffen, Jusi und Baßgeige (1237 ha) 
FFH 7422-341 Lenninger Tal und Teckberg (1630 ha) 
FFH 7423-341 Neidlinger Alb (1235 ha) 
FFH 7521-341 Albtrauf Pfullingen (3671 ha) 
FFH 7522-341 Uracher Talspinne (4563 ha) 
FFH 7522-342 Wacholderheiden bei Münsingen (40 ha) 
FFH 7523-341 Truppenübungsplatz Münsingen (6281 ha) 
FFH 7324-341 Eybtal bei Geislingen (1319 ha) 
FFH 7620-343 Albtrauf zwischen Mössingen und Gönningen (3478 ha) 
BNW 30 Nägelesfelsen (13 ha) 
BNW 45 Pfannenberg (14 ha) 
BNW 50 Teufelsloch (18 ha) 
BNW 69 Pferch (6 ha) 
BNW 74 Donntal (110 ha) 
BNW 84 Stöffelberg/Pfullinger Berg (132 ha)  

Rastgebiet internationaler Bedeutung: nein  

Im Natura 2000-Gebiet vorkommende Vogelarten nach der Vogelschutzrichtlinie  
(Status = Status der Vogelart im Gebiet: n = Brutvogel ziehend, w = Überwinterungsgast,
g = Nahrungsgast, m = rastende Vögel, r = resident, nicht ziehend, e = gelegentlich einwan-
dernd, unbeständig, u = unbekannt, nicht ziehend) 

Arten Anhang I  

Art lateinischer Name Status  

Grauspecht 
Halsbandschnäpper 
Heidelerche 
Mittelspecht 
Neuntöter 
Raufußkauz 
Rotmilan 
Schwarzmilan 
Schwarzspecht 
Sperlingskauz 
Uhu 
Wanderfalke 
Wespenbussard 

Picus canus 
Ficedula albicollis 
Lullula arborea 
Dendrocopos medius 
Lanius collurio 
Aegolius funereus 
Milvus milvus 
Milvus migrans 
Dryocopus martius 
Glaucidium passerinum 
Bubo bubo 
Falco peregrinus 
Pernis apivorus 

r 
n 
n 
r 
n 
r 
n 
n 
r 
r 
r 
r 
n 
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Zusätzliche nicht in Anhang I genannte Zugvogelarten nach Artikel 4, Absatz 2 der Vo-
gelschutzrichtlinie sowie weitere Wasservögel bei Rastgebieten internationaler Bedeu-
tung 

Art lateinischer Name Status  

Baumfalke 
Berglaubsänger (Westl.) 
Braunkehlchen 
Grauammer 
Hohltaube 
Krickente 
Steinschmätzer 
Wachtel 
Wendehals 
Wiesenschafstelze 

Falco subbuteo 
Phylloscopus bonelli 
Saxicola rubetra 
Emberiza calandra 
Columba oenas 
Anas crecca 
Oenanthe oenanthe 
Coturnix coturnix 
Jynx torquilla 
Motacilla flava 

n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 

 

 



Teillandschaftsplan Eningen unter Achalm –  
Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich S. 60 

 
 

Datum: 18.08.2010 Waltraud Pustal   Landschaftsökologie und Planung 

 

Verordnung über das Biosphärengebiet „Schwäbische Alb“ 
– Auszug 
Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum über das Biosphärengebiet „Schwäbische 
Alb“ vom 31. Januar 2008 

§ 5 Pflegezonen 

(1) Die Pflegezonen umgeben und verbinden die einzelnen Kernzonen. Sie dienen dem Schutz ar-

tenreicher Kulturlandschaften und landschaftstypischer Lebensräume. Ihre Ökosysteme werden 

überwiegend durch menschliche Nutzung erhalten, gepflegt und entwickelt. 

(2) Die Pflegezonen sind durch diese Verordnung und durch bestehende Rechtsverordnungen im 

Sinne des § 11 dieser Verordnung rechtlich geschützt. In den Pflegezonen sind Handlungen verbo-

ten, die das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile zerstören, beschädi-

gen, nachhaltig stören oder die wissenschaftliche Forschung beeinträchtigen. Auf § 32 Absätze 3 

und 4 des Landeswaldgesetzes wird verwiesen.  

(3) Die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sowie die Jagd ist in den Pflegezonen zulässig, soweit 

sie der guten fachlichen Praxis einschließlich des § 12 Abs. 3 bis 6 des Naturschutzgesetzes bzw. 

den Grundsätzen der Waidgerechtigkeit und Hege entspricht. § 32 Abs. 5 des Landeswaldgesetzes 

bleibt unberührt.  

(4) Der Schutzzweck nach Abs. 1 wird insbesondere durch die Erhaltung extensiver Bewirtschaf-

tungsweisen und durch die beispielhafte innovative, nachhaltige Entwicklung anderer, die Naturgü-

ter besonders schonender Nutzungs- und Vermarktungsformen verfolgt. Unberührt bleibt die bisher 

rechtmäßig ausgeübte Nutzung und Pflege der Grundstücke und Gewässer sowie der rechtmäßig 

bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang sowie deren Unterhal-

tung und Instandsetzung.  

(5) Dem Schutzzweck dieser Verordnung stehen die Erweiterung und der Neubau nach § 35 Abs. 1 

Nr. 1 BauGB privilegierter baulicher Anlagen und örtlicher Versorgungsanlagen nach § 35 Abs. 1 

Nr. 3 BauGB grundsätzlich nicht entgegen. Sonstige Anlagen können zugelassen werden, wenn sie 

der Bewirtschaftung von Flächen in der Pflegezone dienen. In Flurneuordnungsverfahren erfolgt die 

Abstimmung über Veränderungen im Benehmen mit der unteren Naturschutzbehörde im Wege- 

und Gewässerplan (Plan nach § 41 FlurbG). [...]  

§ 10 Ausnahmen, Befreiungen, Erlaubnisse 

[...]  

(3) In der Pflegezone bedürfen Nutzungsänderungen, die nicht den Voraussetzungen des § 5 Abs. 

3 Satz 1 entsprechen und die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen, die nicht der Bewirt-

schaftung der Fläche oder der Jagd dienen (vgl. § 5 Abs. 5 Satz 2) einer Erlaubnis, die zu erteilen 

ist, wenn die Schutzzwecke des Biosphärengebiets nicht beeinträchtigt werden.  

(4) [...] Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis nach Absatz 3 sind die unteren Verwaltungsbehör-

den als untere Baurechts- bzw. untere Naturschutzbehörden. Die Vorschriften sonstiger Fachge-

setze bleiben unberührt.  

§ 11 Weitergeltung anderer Verordnungen 

Die schon bisher für Flächen im Biosphärengebiet bestehenden Rechtsverordnungen gelten fort, 

soweit in dieser Verordnung für Kern- und Pflegezonen keine ausdrücklich restriktiveren Regelun-

gen getroffen werden.  

 



!

!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

! !

!

!

!

!

!

!

!
!

!

!
!

!

!

!
!

!
!

! !

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!
!

!!!!

!

!
!

!
!

!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!

! !

!

!
!

!
!

!

!
!

!

!

!
!

!

!
!!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!

!

!
!

!
!

!

!

!

!

!

!

!
!

!

!
!

!!

!
!

!
!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!
!

!

!

!

!!
!

!!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!
!

!!
!

!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

! ! !
!

!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!
!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

! ! !

!

!

!

!

!

!
!

!

!
!

!

!
! !

!

Am Schönen Weg

Zigeuner

Gartenhaus-
gebiet
"Loschen-
halde"

Gartenhaus-
gebiet
"Hackenbühl"

Osttteil der
Gemarkung
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Gemarkungsgrenze

Straßen
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Nachrichtliche Übernahmen, Sonstiges

Wald

Gartenhausgebiete 
(Sondergebiete, FNP 1993)

Geplante Siedlungserweiterung
(FNP 1993)

Freibad

Wanderparkplatz

Wanderheim

Gasthaus

Grillstelle

Sportplatz/Tennis

A Aussiedlerhof Schützenhaus
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Karte 1: Schutzgebiete

Freie Landschaftsarchitektin 
Landschaftsarchitekten - Biologen - Stadtplaner 
Hohe Straße 9/1   72793 Pfullingen
Fon: (07121) 99 421-6   Fax: 99 421-71
E-Mail: Waltraud.Pustal@t-online.de
www.pustal-online.de

BVDL/SRL/IngK BW

Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten 
verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich

Kartengrundlage: Allgemeines Liegenschaftskataster
Maßstab 1:20.000

Rall

LR

Naturschutzgebiete

Landschaftsschutzgebiete

NSG "Wagenhals"NH

NSG "Wendelstein"N S

L A LSG "Achalm"

LR LSG "Reutlinger und 
Uracher Alb"

Nach § 32 NatSchG 
geschützte Biotope

Biospärengebiet Pflegezone

Vogelschutzgebiet

FFH-Gebiet

Biosphärengebiet Kernzone

FFH-Gebiet „Mittleres Albvorland bei Reutlingen“

FFH-Gebiet „Mittleres 
Albvorland bei Reutlingen“

FFH-Gebiet „Uracher Talspinne“

FFH-Gebiet „Albtrauf Pfullingen“

FFH-Gebiet „Albtrauf Pfullingen“

FFH-Gebiet „Albtrauf Pfullingen“

Vorranggebiete im Regionalen Grünzug 
(Entwurf 2007)
Der Regionalplan 1993 hat derzeit Gültigkeit.
Wird der Satzungsbeschluss 2009 rechtskräftig, 
sind die Daten an den rechtskräftigen Plan anzupassen.
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Karte 2: Landschaftsbewertung

Freie Landschaftsarchitektin 
Landschaftsarchitekten - Biologen - Stadtplaner 
Hohe Straße 9/1   72793 Pfullingen
Fon: (07121) 99 421-6   Fax: 99 421-71
E-Mail: Waltraud.Pustal@t-online.de
www.pustal-online.de
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Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten
verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich

Landschaftsbewertung

Kartengrundlage: Allgemeines Liegenschaftskataster
Maßstab 1:20.000

Nachrichtliche Übernahmen, Sonstiges

Wald

Gartenhausgebiete 
(Sondergebiete, FNP 1993)

Geplante Siedlungserweiterung
(FNP 1993)

Freibad

Wanderparkplatz

Wanderheim

Gasthaus

Grillstelle

Sportplatz/Tennis

A Aussiedlerhof Schützenhaus
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Rennenbach
Albstraße

L 380

L 380a

K 6714

Schäfer

´
Sautter

Häßler

9.3

9.4

Siedlung

Straßen
! !

Gemarkungsgrenze

Flächen mit besonderer Bedeutung für Arten 
und Biotope (Landschaftsplan, FFH-Flachland-
mähwiesen)

Gewässerrandstreifen (10 m breit) 
mit hoher Bedeutung

Teilräume mit Nr. 9.1

Geringe bis mittlere Beeinträchtigung durch 
vorhandene, nicht privilegierte bauliche 
Anlagen
Starke Beeinträchtigung durch vorhandene, 
nicht privilegierte bauliche Anlagen, 
gartenhausähnliche Gebiete

Historische Kulturlandschaft mit hoher Bedeu-
tung und Flächen mit besonderer Bedeutung 
für Arten und Biotope (Landschaftsplan)

Aussichtspunkte4

* Erholungsschwerpunkt/
markante Geländeerhöhung

Wanderwege des Schwäbi-
schen Albvereins/Burgenweg

! ! !

! ! !

Kaltluftabflussbahn 
(Landschaftsplan)

Markante Geländekante
;;;;;

Emissionsbelastung L 380
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Karte 3: Dreistufige Raumwiderstandskarte

Freie Landschaftsarchitektin 
Landschaftsarchitekten - Biologen - Stadtplaner 
Hohe Straße 9/1   72793 Pfullingen
Fon: (07121) 99 421-6   Fax: 99 421-71
E-Mail: Waltraud.Pustal@t-online.de
www.pustal-online.de

BVDL/SRL/IngK BW

Raumwiderstandskarte zu nicht privilegierten 
verfahrensfreien Vorhaben im Außenbereich

Raumwiderstandsstufen

Kartengrundlage: Allgemeines Liegenschaftskataster
Maßstab 1:20.000
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Gewässerrandstreifen (10 m breit) (§ 68b WG):
Bauliche Anlagen sind verboten, Bestand entfernen
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiet "Achalm":
Bebauung ist verboten

Vorranggebiete im Regionalen Grünzug (Entwurf 2007),
Biosphärengebiet Pflegezone (§ 5 VO, 2008)
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Stufe 1: Verbot von Neubauten
Bestandsschutz für genehmigte und geduldete Geschirrhütten bis 20 m³
Sowei möglich, vorhandene ungenehmigte Anlagen entfernen

Stufe 2: Bestandsschutz für genehmigte und geduldete Geschirrhütten bis 20 m³
Einzelfallprüfung und Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde
Soweit möglich, vorhandene ungenehmigte Anlagen entfernen

Stufe 3: Bestandsschutz für genehmigte und geduldete Geschirrhütten bis 20 m³
Neubauten nur mit Zustimmung der unteren Baurechtsbehörde

Der Regionalplan 1993 hat derzeit Gültigkeit.
Wird der Satzungsbeschluss 2009 rechtskräftig, 
sind die Daten an den rechtskräftigen Plan anzupassen.
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